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In Anschluss an unseren Bericht flr das 2. Halbjahr 2011 setzen wir hiermit un-
sere Rechtsprechungsiibersichten® iiber Entscheidungen des Bundesgerichts-
hofs aus den Bereichen des Miet- und Wohnungseigentumsrechts sowie des
Maklerrechts, des Nachbarrechts und des Immobilienrechts unter Einschluss
der spezifischen Besonderheiten des Verfahrens- und Vollstreckungsrechts fort.
Diese Materien sind im Rahmen der Geschéaftsverteilung?® verschiedenen Zivil-
senaten des BGH zugewiesen. Die nachfolgende Gliederung orientiert sich da-
bei an den in § 14 ¢ FAO aufgefuihrten Schwerpunktbereichen, die fur die Er-
langung der Fachanwaltsbezeichnung ,Fachanwalt fir Miet- und Wohnungsei-

gentumsrecht” erforderlich sind.

1.
Wohnraummiete

Fir die Rechtsmaterie der Wohnraummiete ist der VIII. Zivilsenats des Bundes-
gerichtshofs zustandig, der sich im Berichtszeitraum erneut mit einer Vielzahl

von rechtlichen Fragestellungen konfrontiert sah.?

Insbesondere zum Medizin -, Versicherungs-, Arbeits- und Verkehrsrecht; abrufbar
unserer Website unter dem Menipunkt ,Newsletter".

Der Geschéftsverteilungsplan der Zivil- und Strafsenate des Bundesgerichtshofs fur das
Jahr 2012 ist hier im Internet abrufbar. Alle nachfolgend behandelten Entscheidungen
des Bundesgerichtshofs kénnen hier auf dessen Internetseiten kostenfrei im Volltext
abgerufen werden. Zur Vereinfachung fur Sie haben wir ab sofort in den Ful3noten
samtliche Aktenzeichen mit der Entscheidungsdatenbank des Bundesgerichtshofs ver-
linkt.

s Siehe dazu auch Herrlein, NJW 2012, 2927 ff.


http://www.bgh-anwalt.de/sozietaet/newsletter/
http://www.bundesgerichtshof.de/DE/BGH/Geschaeftsverteilung/geschaeftsverteilung_node.html
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/list.py?Gericht=bgh&Art=en&Datum=Aktuell&Sort=12288
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1.1
Mietrechtliche Nebenabreden

In diesem Kontext werden entweder Fragen der Vertragsauslegung i.S. der
8§ 133, 157 BGB aufgeworfen oder es geht um die Klarung zwingender gesetz-
licher Vorschriften:

a)

Einem Revisionsverfahren lag die Frage zugrunde, welcher Mal3stab bei der
Duldungspflicht des Mieters hinsichtlich der Vornahme von Modernisie-
rungsmalnahmen nach 8 554 Abs. 2 Satz 1 BGB anzulegen ist. Im konkreten
Streitfall beabsichtigte der Vermieter die Wohnung der beklagten Mieter an die
im Haus vorhandene Gaszentralheizung anzuschliel3en, obwohl die Wohnung
bereits Uber eine Gasetagenheizung verfugte. Diese Heizung hatte die Vormie-
terin eingebaut und die Beklagten hatten dafur eine Ablésesumme gezahlt. Zu-

vor war die Beheizung der Wohnung Uber Kohleéfen erfolgt.

Anders als das Landgericht hat der BGH* eine Duldungspflicht verneint, da sich
der maRgebliche Vergleichsmalistab beziglich einer Modernisierungsmal3-
nahme am gegenwartigen Zustand der Wohnung bemisst. Soweit in der
Rechtsprechung der Instanzgerichte und der Literatur® iberwiegend die Ansicht
vertreten wird, dass hierfur auf den ursprunglichen Zustand der Wohnung
abzustellen sei, weil nachtragliche MalRnahmen des Mieters auf3er Betracht
bleiben missten, ist der Senat dieser Ansicht jedenfalls fir den vorliegenden
Sachverhalt nicht gefolgt. Der mit 8 554 BGB verfolgte Zweck besteht darin,
den Wohnwert und die Vermietungsaussichten zu erhdhen. Die Intention
des Gesetzgebers verbietet es deshalb, auf fiktive Zustande unter Aul3eracht-
lassung genehmigter Mieterinvestitionen abzustellen. Die Dispositionsbefug-
nis des Vermieters wird nicht tangiert, da er die Zustimmung zu baulichen
MalRnahmen verweigern kann. Etwaige Aufwendungen des Mieters kdnnen

dann auch nicht erst im Rahmen der Hartefallklausel nach § 554 Abs. 2 Satz

4 Urteil vom 20. Juni 2012 — VIII ZR 110/11 — MDR 2012, 896 f. = NJW 2012, 2954 f. =
WuM 2012, 448 ff.
> z.B. jurisPK—-BGB/Heilmann, 5. Auflage, § 554, Rn. 9.


http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=efeb6877b2119bc27193acf6d18a2aea&nr=60876&pos=0&anz=1
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2 BGB berucksichtigt werden, weil vorrangig geklart werden muss, ob Uber-

haupt eine Modernisierung vorliegt.

b)

In einem Hinweisbeschluss nach § 552 a ZPO hat der Senat die Zulassungs-
entscheidung eines Berufungsgerichts im Zusammenhang mit Fragen zu § 550
BGB beanstandet.®

Die von der Vorinstanz als klarungsbediurftig angesehene Rechtsfrage, unter
welchen Voraussetzungen die Schriftform des § 126 BGB bei der vereinbarten
Fortgeltung eines schriftlichen Mietvertrages unter Auswechslung des
Mietgegenstandes gewahrt werde, stellte sich namlich nicht. Etwaige Kindi-
gungsausschlisse begriinden die Formbedurftigkeit einer mietvertraglichen
Vereinbarung ebenso, wie die Auswechslung des Vertragsgegenstandes.
Insoweit ist ndmlich anerkannt, dass sich die Schriftform des § 550 BGB auf alle
wesentlichen Vertragsbedingungen erstreckt; damit missen sich der Mietge-
genstand, der Mietzins, sowie die Dauer und die Parteien des Mietverhaltnisses
aus der Urkunde ergeben. Diese Anforderungen gelten dann auch bei Ver-

tragsanderungen, wie etwa der nachtraglichen Auswechslung eines Mieters.

c)
In einem weiteren Hinweisbeschluss, der zur Zuriicknahme der Revision flhrte,
hat der VIII. Zivilsenat das Vorliegen von Zulassungsgriinden ebenfalls ver-

neint.’

Der Anspruch des Mieters auf Erteilung einer Untermieterlaubnis nach § 553
BGB ist personenbezogen und beschrankt sich auf einen namentlich be-
zeichneten Dritten. Selbst im Falle einer kategorischen Verweigerungshaltung

des Vermieters besteht daher kein Anspruch auf eine generelle Untermieter-

laubnis.

6 Beschluss vom 24. Januar 2012 — VIII ZR 235/11 — Grundeigentum 2012, 686 f. =
NJW-RR 2012, 909 f. = NZM 2012, 502 f.

! Beschluss vom 21. Februar 2012 — VIII ZR 290/11 — Grundeigentum 2012, 825 f. =

WuM 2012, 229.


http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=237770580f0d7dc5ea63847b5c383535&nr=59680&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=7a0a3745f995cfb31c9433e51551b0f3&nr=59698&pos=0&anz=1
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d)

Um die Teilunwirksamkeit einer Staffelmietvereinbarung, in der fur die ers-
ten 10 Jahre feste Mietzinsbetrage vereinbart worden waren, wahrend sich
nach diesem Zeitraum die Miete um jeweils 3% jahrlich erhohen sollte, rankt

sich eine weitere Entscheidung.®

Der VIII. Zivilsenat hat die Vereinbarung fur die verfahrensgegenstandlichen
Zeitraume als wirksam angesehen, da sie fiur die Anfangsjahre bezifferte
Geldbetrage auswies und damit 8 557 a Abs. 1 BGB nicht widersprach. Die
unwirksame Angabe , 3% jahrlich® fiir die Folgejahre ist nach § 139 BGB un-
schadlich. In der Sache besteht kein Unterschied zu Staffelmietvereinbarungen,
die im Geltungsbereich des § 10 Abs. 2 Satz 2 MHG den zulédssigen Bindungs-
zeitraum von 10 Jahren Uberschreiten. Zu dieser Bestimmung ist bereits ent-
schieden worden, dass entsprechende Staffelmietvereinbarungen fur die ersten
10 Jahre wirksam sind.® Auch der konkrete Streitfall wies keine Anhaltspunkte
dafur auf, dass die Parteien — bei Kenntnis der Rechtslage — auf eine Staffel-
miete verzichtet und eine andere Vereinbarung getroffen hatten. Ob es sich bei
der Abrede um eine Formularklausel handelte, konnten offen bleiben, da die
88§ 305 ff. BGB den beklagten Mietern wegen § 307 Abs. 3 BGB nicht helfen.

e)

Die Anforderungen an die Darlegungslast fur den Entschadigungsan-
spruch des Mieters wegen getatigter Investitionen lagen einem Nichtzulas-
sungsbeschwerdeverfahren zugrunde, das zu einer Aufhebung nach 8 544 Abs.
7 ZPO filhrte. ™

Der VIII. Zivilsenat hat die stdndige Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs
bestatigt, wonach Sachvortrag zur Begriindung eines Anspruchs schlissig

ist, wenn die Partei Tatsachen vortragt, die in Verbindung mit einem

8 Urteil vom 15. Februar 2012 — VIII ZR 197/11 — MDR 2012, 511 f. = NJW 2012, 1502 ff.
=NZM 2012, 416 f.
o Vgl. Senat, Urteil vom 17. Dezember 2008 — VIII ZR 23/09 — MDR 2009, 253 f. = NJW-

RR 2009, 306 f. = NZM 2009, 154 sowie Beschluss vom 07. Juli 2009 — VIII ZR 140/08
— Grundeigentum 2009, 1616 = WuM 2009, 587.

10 Beschluss vom 28. Februar 2012 — VIII ZR 124/11 — Grundeigentum 2012, 544 f. =
WuM 2012, 311 f.
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http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=0d97c26ded42fc9bce00da90e377b426&nr=59774&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=e5e3abf31b5357d4624645693700b153&nr=52198&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=6d68f064b6faf8caf70d2be09f5f2e42&nr=49403&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=46786fd09c415972b17c941413b34aef&nr=59605&pos=0&anz=1

Keller & Dr. Mennemeyer
Rechtsanwélte beim Bundesgerichtshof

Rechtssatz geeignet sind, das geltende gemachte Recht als entstanden
erscheinen zu lassen. Sind diese Voraussetzungen erfillt, ist in die Beweis-
aufnahme einzutreten und sind die beweiserheblichen Streitpunkte zu klaren.
Fur den Umfang der Darlegungslast ist der Grad der Wahrscheinlichkeit einer
Sachverhaltsdarstellung ohne Bedeutung und — entgegen der Ansicht des
Landgerichts — unerheblich, ob Zweifel am Sachvortrag der Klagerin bestehen,
wonach die Investitionen mit Mitteln des Mieters getatigt wurden. Die darin lie-
gende eklatante Uberdehnung der Darlegungslast fiihrte wegen des Schutzes
des Verfahrensgrundrechts der Beschwerdefiihrerin aus Art. 103 Abs. 1 GG zur

Zurtickverweisung an das Berufungsgericht.

)

Die zulassungs- und revisionsrechtlichen Grenzen fur Fragen der Ver-
tragsauslegung veranschaulicht dagegen ein weiterer Hinweisbeschluss, mit
dem der VIII. Zivilsenat die Zurtickweisung der zugelassenen Revision ankin-
digte.**

Ob der Abschluss eines Mietvertrages mit einem Nachmieter zu einer still-
schweigenden Vertragsaufhebung fuhrt, hat weder rechtsgrundsatzliche Be-
deutung noch liegt darin eine die Einheitlichkeit der Rechtsprechung geféhr-
dende Obersatzabweichung. Soweit in der Rechtsprechung der Instanzgerichte
dazu unterschiedliche Ansichten vertreten werden, handelt es sich dabei um
von den konkreten Umstanden des Einzelfalls bestimmte Entscheidungen, die
keinen abstrakten divergierenden Rechtssatz aufstellen. Auch in der Sache
selbst war die mit der Revision angefochtene Entscheidung nicht zu beanstan-
den, da sich das vom Berufungsgericht erzielte Auslegungsergebnis im Rah-
men des dem Tatrichter mit 88 133, 157 BGB erd6ffneten Wertungsspielraums
hielt.

1 Beschluss vom 21. Februar 2012 — VIII ZR 117/11 — NJW-RR 2012, 648 = NZM 2012,
341 =WuM 2012, 371.


http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=6d57a51d1078ad1447ae7f9dd04c2175&nr=59846&pos=0&anz=1
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9)
Fragen der Vertragsauslegung thematisiert auch ein Beschluss des V. Zivil-

senats, der nach § 544 Abs. 7 ZPO zur Aufhebung und Zuriickverweisung an

das Berufungsgericht fiihrte.*?

In diesem Streitfall war dem Beklagten vertraglich ein Gebaude als Atelier und
Wohnung sowie das umliegende Gelande, darunter das Flurstick 667, als ,Gar-
tenausstellungsgelande Gberlassen worden. Nachdem das Flurstiick 667 an
die Klagerin veraul3ert worden war, hatten die Parteien im vorliegenden Rau-
mungs- und Herausgabeprozess darum gestritten, ob Uber Haus und Grund
ein einheitliches Mietverhaltnis vorliegt oder das Flurstiick 667 ,isoliert* und

leihweise Uberlassen worden war.

Der V. Zivilsenat hat die Auffassung des Berufungsgerichts, welches — anders
als das Landgericht — von einem Leihvertrag hinsichtlich des Gelandes ausge-
gangen war, als gehdrswidrig beanstandet. Der Beklagte hatte vorinstanzlich
vorgetragen, dass ihm die Voreigentimerin das Gelande deshalb zusammen
mit dem Gebaude Uberlassen hatte, um den verwilderten Zustand zu beseitigen
und die Flache zu kultivieren. Nachdem das Landgericht diesbeziiglich noch zu
einem anderen Auslegungsergebnis gelangt war, hatte das Berufungsgericht
dieses in der zweiten Instanz nicht mehr wiederholte Vorbringen nur dann unbe-
ricksichtigt lassen durfen, wenn es zuvor einen rechtlichen Hinweis (8 139
Abs. 2 ZPO) erteilt hatte. Dieser Vortrag ist fir die Auslegung des Vertragsver-
haltnisses auch relevant, da angesichts der im Vertragstext niedergelegten
Vereinbarungen die Annahme moglich ist, wonach das Gelande mitvermietet
wurde. Diese Frage ist auch entscheidungserheblich, weil im Falle eines ein-
heitlichen Mietverhaltnisses der Klagerin eine auf das Flurstick 667 bezogene
(Teil-) Kindigung verwehrt war. Insoweit ist namlich durch die auf dieses Flur-
stuck beschrankte VeradufRerung das bestehende Mietverhaltnis nicht aufgespal-
ten worden, sondern die Befugnis zur Kindigung steht samtlichen Bruchteilsei-

gentiimern nur gemeinschatftlich zu.
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1.2
Mietmangel

In diesem Zusammenhang ist insbesondere auf zwei Revisionsverfahren hin-
zuweisen, in denen der VIII. Zivilsenat die Entscheidungen der jeweiligen Land-
gerichte wegen Uberzogener Anforderungen an die Darlegungslast aufge-
hoben hat.

a)

In einem Streitfall hatten die Mieter die Miete um 20% gemindert, da die Ver-
mieterin einige Wohnungen des Mehrfamilienhauses an Touristen vermietet
hatte, wodurch es zu Belastigungen durch Larm und Schmutz gekommen
war. Wéahrend das Amtsgericht die Raumungsklage noch abgewiesen und der
Widerklage, mit der die Mieter die Rickzahlung der unter Vorbehalt geleisteten
Miete begehrt hatten, stattgegeben hatte, hatte das Landgericht der Berufung
der Klagerin stattgegeben. Der Bundesgerichtshof hat die Revision der beklag-
ten Mieter fur begrindet erachtet, da das Berufungsgericht die Anforderungen

an die Darlegungslast unvertretbar tiberspannt hatte.™

Zwar stellt nicht bereits die Vermietung an Feriengaste eine Beeintrachtigung
des Mietgebrauchs dar, da gelegentliche Stérungen als sozialadaquat hin-
zunehmen sind. Die von den Beklagten geschilderten Beeintrachtigungen ge-
hen aber deutlich Uber das unter Dauermietern hinzunehmende Belastigungsni-
veau hinaus. Da die Minderung nach 8§ 536 Abs. 1 BGB kraft Gesetzes eintritt,
ist der Mieter nicht verpflichtet, das Mal} der Gebrauchsbeeintrachtigung an-
zugeben. Bei wiederkehrenden Stérungen muss der Mieter auch kein Proto-
koll erstellen, sondern es genugt eine Beschreibung, die die Art der Beeintrach-
tigungen (Partygerausche, Musik, Larm durch Putzkolonnen) wiedergibt und
ungefahre Angaben zu Haufigkeit, Zeitdauer und Tageszeit enthalt. Da der vor-
instanzliche Vortrag der Beklagten diesen Anforderungen genugte, ist der

Rechtsstreit an das Landgericht zurtickverwiesen worden.

12 Beschluss vom 26. April 2012 — V ZR 276/11 — WuM 2012, 314 = ZMR 2012, 692 f.
13 Urteil vom 29. Februar 2012 — VIII ZR 155/11 — NJW 2012, 1647 f. = NZM 2012, 381 f.
= WuM 2012, 269 ff.,


http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=3b77a94827600a0988725bf850b4ced4&nr=60328&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=419704d22cb6109302067dd8d274e6c6&nr=59847&pos=0&anz=1
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b)

Auf dieser Rechtsprechungslinie liegt auch eine weitere Entscheidung des VIII.
Zivilsenats, in der der Mieter Hundegebell aus einer Nachbarwohnung be-
mangelt hatte.* Auch insoweit war die Revision des Mieters letztlich erfolg-
reich, weil das Berufungsgericht die Darlegungslast Uberdehnt hatte. Diesbe-
ziuglich musste der Mieter, der bereits in der Vergangenheit ein ihm gtinstiges
Urteil wegen des Hundegebells erstritten hatte, nicht etwa ein ,Bellprotokoll®
anfertigen, um seine Behauptung, die Larmbelastigung bestehe unvermindert

fort, weiter zu untermauern.

c)

Die Voraussetzungen einer konkludenten Sollbeschaffenheitsvereinbarung
im Hinblick auf die zuklinftige Bautéatigkeit auf einem Nachbargrundstiick
bilden den Gegenstand eines weiteren Hinweisbeschlusses des VIIl. Zivilse-

nats, der zur Riicknahme der Revision fiihrte.®

Der Senat hat eine Zulassungsrelevanz dieser Rechtsfrage verneint, weil die
Annahme einer konkludenten Sollbeschaffenheitsvereinbarung bezlglich
zukunftiger Bautatigkeiten eine vom Tatrichter zu beantwortende Frage ist.
Deren Klarung ist konkret von den Umstanden des Einzelfalles abhangig und
entzieht sich somit einer allgemein gultigen Lésung. Im Ergebnis konnte auch
offen bleiben, ob — im Anschluss an eine verbreitete Instanzrechtsprechung —
der Mieter das Risiko kinftiger Bautétigkeiten stillschweigend durch den Ver-
tragsschluss tbernommen hatte, da jedenfalls die Hilfsbegriindung, wonach der
unterstellte Mangel unerheblich sei (8 536 Abs. 1 Satz 3 BGB), die angefochte-
ne Entscheidung trug. Die auf sachverstandiger Beratung beruhende tatrichter-
liche Wirdigung, wonach sich der von Pumpen ausgehende Larm tagsiuber im
Rahmen erlaubter Richtwerte hielt und néchtliche Belastigungen in den Herbst-
und Wintermonaten durch das Schliel3en der Fenster unschwer und zumutbar

vermieden werden konnten, war revisionsrechtlich nicht zu beanstanden.

14 Urteil vom 20. Juni 2012 — VIII ZR 268/11 — Grundeigentum 2012, 1032 f. = MDR 2012,
988 = NJW-RR 2012, 977 f., an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt.
15 Beschluss vom 21. Februar 2012 — VIII ZR 22/11 — NJW-RR 2012, 908 f. = NZM 2012,

456 = WuM 2012, 271 f.


http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=261f5ec4de48b76892d3559b09181dd6&nr=61000&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=21df7cb33f9c221b2ebfed4bc0a342b9&nr=60084&pos=0&anz=1
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1.3
Schonheitsreparaturen

Zu dieser Problematik sind im Berichtszeitraum lediglich Entscheidungen er-

gangen, die bereits bekannte Rechtsprechungsgrundsatze bestatigt haben.

a)

Bekraftigt'® hat der BGH zum einen, dass Bereicherungsanspriiche des Mie-
ters, die auf einer unwirksamen Schdnheitsreparaturenklausel beruhen, der
kurzen Verjahrungsfrist des § 548 Abs. 2 BGB unterliegen.'’ Dies gilt — ent-
gegen der Ansicht des Berufungsgerichts — auch dann, wenn der Mieter einen
Abgeltungsbetrag an den Vermieter gezahlt hat. In der Sache besteht namlich
kein Unterschied zu der Konstellation, dass der Mieter die Arbeiten selbst aus-

fuhrt oder auf seine Kosten einen Handwerker beauftragt.

b)
Dieselbe Frage ist — trotz des missverstandlichen Orientierungssatzes — Ge-
genstand eines weiteren Hinweisbeschlusses nach § 552 a ZPO, der zur Ruck-

nahme der Revision fiihrte.!®

Das Landgericht hatte es noch als rechtsgrundsatzlich angesehen, ob Riick-
forderungsanspriche des Mieters in der kurzen Frist des 8§ 548 BGB verjahren
und deshalb die Revision zugelassen. Der Senat hat dagegen die Entschei-
dungserheblichkeit dieser Rechtsfrage verneint, weil auch die regelmaRige
Verjahrungsfrist von drei Jahren nicht gewahrt wurde. Hinsichtlich der fur den
Beginn der Verjahrungsfrist erforderlichen Kenntnis des Mieters ist auf das
Jahr 2004 abzustellen, weil der Senat in diesem Jahr entschieden hatte, dass
eine Formularklausel, die einen ,starren“ Fristenplan enthalt, mit wesentli-

chen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung nicht zu vereinbaren und da-

10 so bereits Urteil vom 04. Mai 2011 — VIIl ZR 195/10 — NJW 2011, 1866 f. = NZM 2011,
452 f., an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt.

v Urteil vom 20. Juni 2012 — VIIl ZR 12/12 — MDR 2012, 956 = NZM 2012, 557 f. =WuM
2012, 445 ff.


http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=6e1c139ace0019c2bbc765c6907ce04b&nr=56293&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=b0e0cb9fb12300410e2ff1b150b564fe&nr=60875&pos=0&anz=1
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mit insgesamt unwirksam ist.*® Damit war die Rechtslage auch hinsichtlich der
begehrten Bereicherungsanspriiche nicht mehr unklar und eine Klageerhe-
bung ab diesem Zeitpunkt zumutbar, zumal sich der Klager anwaltlich hatte

beraten lassen kdnnen.

c)
Um die Auslegung einer Schonheitsreparaturenklausel geht es in einem

weiteren Hinweisbeschluss, der ebenfalls zur Revisionsriicknahme fiihrte.?

Der Senat hat Zulassungsgriinde verneint, weil geklart ist, dass eine Formular-
klausel, die Schdnheitsreparaturen nur ,regelmaiig” innerhalb bestimmter
Fristen vorschreibt, keinen , starren” Fristenplan aufstellt. Mit dieser Formulie-
rung wird dem durchschnittlichen, verstandigen Mieter erkennbar, dass Schon-
heitsreparaturen in Abhangigkeit vom jeweiligen Erhaltungszustand der Woh-
nung fallig werden und der Mieter nicht an Zeitvorgaben gebunden ist.”* Auch
inhaltlich begegnete die Formularklausel keinen Bedenken, weil sie hinreichend
erkennen lie3, dass der Mieter nur einen Innenanstrich der Wohnungstiren
schuldete. Auf die weitergehende und vom Berufungsgericht bejahte Frage, ob
sich die Klausel teilweise aufrechterhalten lasst, kam es trotz des an sich be-
stehenden Verbots einer geltungserhaltenden Reduktion nicht mehr an.

d)
Erneut befassen musste sich der Senat auch mit einer Farbwahlklausel, die
dem Mieter die Verwendung weiRer Farbe vorgab.??

18 Beschluss vom 31. Januar 2012 — VIl ZR 141/11 — NJW 2012, 1572 f. = NZM 2012,
380 f. = WuM 2012, 374 f.

19 Urteil vom 23. Juni 2004 — VIl ZR 361/03 — MDR 2004, 1290 f. = NJW 2004, 2586 f. =
NZM 2004, 653 f.

20 Beschluss vom 20. Marz 2012 — VIII ZR 192/11 — NJW-RR 2012, 527 f. = NZM 2012,
527 ff. = WuM 2012, 312 f.

21 so0 bereits Urteil vom 26. September 2007 — VIII ZR 143/06 — MDR 2008, 75 f. = NJW

2007, 3632 ff. = NZM 2007, 879 ff., an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt.
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Der BGH hat seine standige Rechtsprechung bestatigt.? Danach sind Farb-
wahlklauseln nur dann zulassig, wenn sie sich auf den Zeitpunkt der Rickga-
be beschranken und dem Mieter noch einen gewissen Spielraum belassen.
Erstreckt sich die Formularklausel dagegen auf die Dauer des Mietverhaltnis-
ses, schrankt sie den Mieter in seinem Gestaltungsspielraum unnétig ein. Damit
ist die Klausel insgesamt unwirksam und liegt eine unangemessene Benachtei-
ligung auch dann vor, wenn der Mieter die Schonheitsreparaturen tatsachlich

erst aus Anlass seines Auszugs vornimmt.

1.4.
Mieterh6hungen

Um Rechtsfragen aus diesem Bereich ranken sich die folgenden Entscheidun-

gen.

a)

In einem Rechtsstreit hatte sich der Vermieter in seinem Mieterh6hungsverlan-
gen vorsorglich auf sieben Vergleichswohnungen bezogen. Dieser Ubereifer
erwies sich als wenig geschickt, da sechs Wohnungen tber der beanspruchten
Mieterh6hung lagen, wahrend die siebte Wohnung eine geringere Miete auf-

wies.?*

Der VIII. Zivilsenat hat das Erh6hungsverlangen gleichwohl als formell wirk-
sam angesehen. Nach § 558 a Abs. 2 Nr. 4 BGB ist der Nachweis von drei Ver-
gleichswohnungen ausreichend und daher ein Ubermaf unschadlich. Werden
weitere Wohnungen angegeben, deren Miete unterhalb der verlangten Miete
liegt, kann dies allenfalls Zweifel an der Ortstblichkeit begriinden. Die Frage
nach der Ortsublichkeit betrifft aber allein die materielle Begrindetheit des

22 Urteil vom 22. Februar 2012 — VIII ZR 205/11 — MDR 2012, 454 f. = NJW 2012, 338 f. =
NZM 2012, 338 f.

z Urteile vom 18. Juni 2008 — VIII ZR 224/07 sowie vom 22. Oktober 2008 — VIII ZR
283/07 — NJW 2009, 62.

24 Urteil vom 28. Méarz 2012 — VIII ZR 79/11 — MDR 2012, 631 f. = NJW-RR 2012, 710 =

NZM 2012, 415f.
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Erhéhungsverlangens und berihrt die formelle Wirksamkeit des Erhéhungsver-

langens nicht.

b)
In einem Hinweisbeschluss nach 8§ 552 a ZPO hat der VIII. Zivilsenat der Frage,
ab welchem Zeitpunkt umlagefahige Kosten fiur Modernisierungsmali-

nahmen entstehen, die Zulassungsrelevanz abgesprochen.®

Umlagefahige Kosten i.S. des § 559 a Abs. 1 BGB entstehen dem Vermieter in
Form einer féalligen Verbindlichkeit bereits mit der Ausstellung der Rechnung
durch den Bauunternehmer. Auf die Bezahlung der Rechnung (Mittelabfluss)
kommt es dagegen nicht an. Die ganz herrschende Auffassung sieht die Vorla-
ge der Rechnungen als ausreichend fir den Nachweis der entstandenen Kos-
ten an; eine vereinzelt gebliebene abweichende Mindermeinung vermag der

Rechtssache noch keine Grundsatzbedeutung zu verleihen.

c)

Mit den formellen Anforderungen an ein Mieterhhungsverlangen, nachdem
der Vermieter o6ffentliche Fordermittel fir Modernisierungsmal3nahmen er-
halten hatte, befassen sich weitere Revisionsurteile. Im konkreten Streitfall hat-
te die Vermieterin mit dem Land Berlin im Jahre 1993 einen Fordervertrag ge-
schlossen; die vorgesehenen Baumalinahmen waren im Jahre 1995 abge-
schlossen worden. Im Oktober 2009 hatte die Vermieterin auf der Grundlage
des Berliner Mietspiegels eine Erhdhung der Nettokaltmiete verlangt, ohne in
ihrem Schreiben auf die Fordermittel einzugehen. Anders als das Landgericht,
welches einen Verstol3 gegen 88 558 a Abs. 1, 558 Abs. 5 BGB bejahte hatte,
hat der BGH das Mieterhdhungsverlangen als wirksam angesehen.?®

Zwar gebietet das Informationsinteresse des Mieters die Angabe 6ffentlicher

Fordermittel in einem Mieterh6hungsverlangen, wenn diese Mittel zur Woh-

% Beschluss vom 20. Marz 2012 — VIII ZR 294/11 — Grundeigentum 2012, 682 = WuM
2012, 285.
2 Urteile vom 13. Juni 2012 — VIII ZR 310/11 — Grundeigentum 2012, 1029 ff. = GuT

2012, 250 ff. = MDR 2012, 956 f sowie — VIl ZR 311/11 — veroffentlich bei juris.
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nungsmodernisierung verwendet wurden.?” Das Informationsinteresse dient
jedoch keinem Selbstzweck, weshalb entsprechende Angaben entbehrlich
sind, wenn die erhaltenen Drittmittel bei der Ermittlung der neuen (erhdhten)
Miete nicht anzurechnen sind. Der Regelung des § 558 Abs. 5 BGB, welche
eine Anrechnung in Hohe von 11% jahrlich vorsieht, ist zu entnehmen, dass —
unter Berucksichtigung einer angemessenen Verzinsung — offentliche Forder-
mittel 12 Jahren nach Herstellung einer mittleren Bezugsfertigkeit aufgezehrt
sind und damit die Anrechnungspflicht entfallt. Da im konkreten Streitfall
auch der Fordervertrag keine langere Bindungsfrist enthielt und die Baumal3-
nahmen bereits 14 Jahre zurlick lagen, entsprach das Mieterh6hungsverlangen
den MalRgaben des § 558 Abs. 5 BGB.

15
Kindigungen

Rechtsfragen im Zusammenhang mit Kiindigungen spielen in der Rechtspre-
chung des VIII. Zivilsenats weiterhin eine wichtige Rolle.

a)
In einem Verfahren war klarungsbedirftig, unter welchen Voraussetzungen ein
Studentenwohnheim i.S. des 8§ 549 Abs. 3 BGB vorliegt und somit der soziale

Kindigungsschutz gemaf 8§ 573 BGB nicht anwendbar ist.

In diesem Streitfall verfugte das Anwesen des Klagers uber 67 Zimmer, von
denen mindestens vier Zimmer nicht an Studenten vermietet waren. Die Bau-
genehmigung war 1972 fur ein Studentenwohnheim erteilt worden, wobei 63
Zimmer durch Landesmittel geférdert wurden. Die Preisbindung war zwischen-
zeitlich weggefallen. Die Zimmer waren jeweils 12 gm grof3, wobei Kiiche, Sani-
taranlagen und Waschrdume als Gemeinschaftsrdume ausgefuhrt waren. Der
Klager schloss regelméalRiig auf ein Jahr befristete Mietvertrage, die sich jeweils
um ein Semester verlangerte, sofern nicht drei Monate vor Semesterende eine

Kindigung erfolgte. Viele Mieter wohnten nur ein bis zwei Semester in dem

21 so bereits Urteil vom 19. Januar 2011 — VIII ZR 87/10 — NJW-RR 2011, 446 f. = NZM
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Anwesen; andere Mieter — wie der Beklagte — blieben auch viele Jahre. Der
VIII. Zivilsenat hat die Ansicht des Landgerichts, welches nicht von einem
Studentenwohnheim ausgegangen war und deshalb die Kiindigung des Ver-
mieters fur unwirksam gehalten hatte, bestatigt.?®

Entscheidend fur das Vorliegen eines Studentenwohnheims ist, dass méglichst
vielen Studenten das Wohnen ermdglicht wird und alle Bewerber gleich be-
handelt werden. Diese Zielsetzung muss sich in einem entsprechenden Bele-
gungskonzept niederschlagen. Erforderlich ist danach eine effektive Rotation
der Mieter anhand von abstrakt-generellen Kriterien. Diesem Erfordernis wur-
den die vom Klager verwendeten Mietvertrage nicht gerecht, da sie eine Ver-
langerungsoption fur ein weiteres Semester enthielten. Auf ein etwaiges ge-
ringeres Mietniveau konnten wegen der Unbestimmtheit dieses Abgrenzungs-

kriteriums dagegen nicht abgestellt werden.

b)

In einem weiteren Revisionsverfahren wurde darum gestritten, ob sich auch
eine juristische Person des o6ffentlichen Rechts auf den Nutzungsbedarf
einer ihr ,nahestehenden“ juristischen Person zur Erfullung offentlicher
Aufgaben berufen kann. In diesem Streitfall hatte der als Kérperschaft des 6f-
fentlichen Rechts organisierte Evangelische Kirchenkreis Dusseldorf die Kiindi-
gung einer Mietwohnung ausgesprochen, um der Diakonie Dusseldorf e.V. den
Betrieb einer Beratungsstelle zu ermdglichen. Der VIII. Zivilsenat hat — in Uber-
einstimmung mit den Vorinstanzen — ein berechtigtes Interesse i.S. des § 573
Abs. 1 BGB bejaht.*

Die Kindigungsbefugnis nach § 573 Abs. 1 BGB und die Frage nach einem
berechtigten Interesse hat primar der Tatrichter anhand einer umfassenden
Wirdigung der Umstande des Einzelfalles zu prufen. In dieser Hinsicht ist da-

von auszugehen, dass mit der Generalklausel des § 573 Abs. 1 BGB keine

2011, 309 ff. = ZMR 2011, 449.

28 Urteil vom 13. Juni 2012 — VIII ZR 92/11 — MDR 2012, 897 f. = NJW 2012, 2881 f. =
WuM 2012, 447 f., an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt.
29 Urteil vom 09. Mai 2012 — VIII ZR 238/11 — MDR 2012, 754 f. = NJW 2012, 2342 f. =

NZM 2012, 501 f.
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strengeren Anforderungen fir Kindigungen normiert werden, wie dies im
Rahmen des 8§ 573 Abs. 2 BGB vorgesehen ist. Damit kommt es auch bei ju-
ristischen Personen des offentlichen Rechts nicht darauf an, ob mit der Kindi-
gung Drittinteressen verfolgt werden, zu deren Erfillung der Kundigende recht-
lich verpflichtet ist. Gemessen daran lag ein berechtigtes Interesse vor. Die
Kindigung diente nicht nur der Verwirklichung fremder Interessen, sondern
gleichzeitig der Durchsetzung eigener Interessen der Klagerin. Die Diakonie
Dusseldorf e.V. gehort ebenso wie die Klagerin dem Gesamtkomplex der Evan-
gelischen Kirche im Rheinland an und leistete diakonische Dienste durch die
Unterhaltung von Beratungsstellen. Sie stand somit der Klagerin als juristi-
sche Person nahe, weil deren Tatigkeit auch der Erfillung offentlicher Aufga-
ben der Klagerin dient.

c)

In einem anderen Revisionsverfahren hatte die Mieterin mit den Vermietern
vereinbart, umfangreiche Sanierungsarbeiten auf eigene Kosten vorzuneh-
men. Fur diese Arbeiten war der beklagten Mieterin im Gegenzug das Recht
eingerdumt worden, das Anwesen bis zum Jahre 2023 kostenfrei bewohnen
zu durfen. Ausweislich eines gemeinsam erstellten Abnahmeprotokolls hatten
die Vermieter der Mieterin bestatigt, Leistungen fur Gber 325.000 € erbracht zu
haben. Nachfolgend war das Anwesen unter Zwangsverwaltung gestellt wor-
den. Der BGH hat das Urteil des Landgerichts, das der Raumungsklage des
klagenden Zwangsverwalters stattgegeben hatte, auf die Revision der Mieterin
aufgehoben.*°

Abwohnbare Baukostenzuschiisse stellen keine nach 88 1124 Abs. 2 BGB,
146 Abs. 1 ZVG unwirksame Vorausverfigung uber die Mietforderungen
dar, da diese Investitionen zu einer Erh6hung des Grundstickwertes fihren und
die Wertsteigerung auch dem Grundpfandglaubiger zugutekommt. Vorausset-
zung fur die Bericksichtigungsfahigkeit eines abwohnbaren Baukostenzu-
schusses ist jedoch, dass die Leistungen des Mieters mit Rucksicht auf das
Mietverhéltnis erfolgen und zum Auf- oder Ausbau des Mietgrundstiicks

%0 Urteil vom 15. Februar 2012 — VIII ZR 166/10 — MDR 2012, 393 f. = NJW-RR 2012, 525
ff. = NZM 2012, 301 ff.
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verwendet werden. Des Weiteren missen die erbrachten Leistungen bei wirt-
schaftlicher Betrachtungsweise aus dem Vermdgen des Mieters stammen.
Letztgenannte Voraussetzung hatte das Berufungsgericht verkannt, da hierbei
samtliche Leistungen zu berlcksichtigen sind, die zu einer Werterh6hung des
Grundsticks fuhren. Diesbezlglich hatte die Vorinstanz das Vorbringen der
Beklagten nicht ausreichend gewdurdigt, da es angesichts des erreichten Ge-
samtergebnisses nicht darauf ankommt, in welchem Umfang ein Sparvermo-
gen verwendet wurde. Ebenso ist es unerheblich, wenn Arbeits- und Sach-
leistungen aus dem Freundes- oder dem Familienkreis stammen. Die Vor-
zugsstellung des Mieters ist namlich nicht davon abhéangig, wie er sich die be-
notigten und eingesetzten Mittel verschafft. Der VIII. Zivilsenat hat den Recht-
streit deshalb zuriickverwiesen, damit die erforderlichen Feststellungen getrof-

fen werden.

d)

Erneut zu befinden war Uber die Erstattungsfahigkeit von Rechtsanwalts-
kosten, die einem Unternehmen fir den Ausspruch von Kindigungen oder
Mahnungen entstanden waren.®" Im konkreten Streitfall handelte es sich um
eine Versicherungsgesellschaft in den Niederlanden, die in Deutschland tber
142 Wohnungen in einem Wohnkomplex verfugt.

Der VIII. Zivilsenat hat — im Anschluss an eine frilhere Entscheidung® — besta-
tigt, dass eine Vermieterin Uber ausreichendes kaufmannisches Personal fur
diese einfach zu handhabenden Sachverhalte verfigen muss. Die Beauftra-
gung eines Rechtsanwalts ist dafiir nicht erforderlich. Bei Routineféllen spielt

es auch keine Rolle, ob der Vermieter seinen Sitz im Ausland hat.

3 Hinweisbeschluss vom 31. Januar 2012 — VIII ZR 277/11 — AGS 2012, 360 f. = Grund-
eigentum 2012, 682 f. = WuM 2012, 262 f.
3 Urteil vom 06. Oktober 2010 — VIII ZR 271/09 — MDR 2011, 151 f. = NJW 2011, 296 =

NZM 2011, 34 f.
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e)
Ein weiterer Hinweisbeschluss betaf dagegen die Frage, in welchem zeitlichen
Rahmen der Mieter, der einen Vorschuss fur die Beseitigung von Mietman-

geln erhalten hat, diesen , aufzubrauchen* hat.*

Hinsichtlich der vom klagenden Vermieter begehrten Mietzinsriickstdnde hat
der BGH die zugelassene Revision bereits deshalb als unzulassig angese-
hen, weil die Auslegung der Urteilsgriinde — was ausreichend ist — ergibt, dass
die Revision nur eingeschréankt und hinsichtlich des weiter beantragten Rau-
mungsanspruchs zugelassen wurde. Insoweit hatte der Klager aber vorinstanz-
lich obsiegt. Der Revision des Beklagten fehlte deshalb die Zulassungsrele-
vanz. Wenn ein Mieter, der im Baubereich tatig ist, Vorschusszahlungen in Ho-
he von 135.000 € nicht in angemessener Zeit fur Mangelbeseitigungsarbeiten
verwendet, kann dieses Verhalten eine fristlose Kindigung nach 8 543 Abs. 1
BGB rechtfertigen. Sowohl die abstrakte Frage nach dem angemessenen Zeit-
raum fur die Vornahme der Sanierungsarbeiten als auch die Annahme einer
Pflichtverletzung entziehen sich angesichts des tatrichterlichen Beurteilungs-

spielraums einer revisionsrechtlichen Klarung.

1.6
Nebenkosten

Auch Rechtsfragen, die Nebenkosten betreffen, waren wiederholt hochstrichter-

lich zu klaren:

a)

Unter Aufgabe seiner fritheren Rechtsprechung?® hat der Senat die Anforde-
rungen fur die Anpassung von Vorauszahlungen in zwei Urteilen verscharft.
Wahrend der BGH bisher davon ausgegangen war, dass nach 8 560 Abs. 4

BGB fur eine Erhéhung der Vorauszahlungen eine formell korrekte Abrechnung

= Beschluss vom 17. Januar 2012 — VIl ZR 63/11 — GuT 2012, 127 f. = ZMR 2012, 610.
3 z.B. Urteil vom 16. Juni 2010 — VIII ZR 258/09 — NZM 2010, 736.
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ausreicht, hat er nunmehr entschieden, dass die Abrechnung auch keine in-

haltlichen Fehler enthalten darf.*®

An seiner friheren Rechtsprechung hélt der Senat deshalb nicht mehr fest, weil
sie den mit der Anpassung verfolgten Zweck nicht ausreichend berlck-
sichtigt. Die Anpassung fir die kommende Abrechnungsperiode soll auf der
Grundlage der erteilten Abrechnung maoglichst realistisch erfolgen. Fehlerhaf-
te Abrechnungen wiirden dem Vermieter aber Vorauszahlungen ermdglichen,
die ihm bei korrekter Abrechnung nicht zustehen. Ferner ist der Vermieter zu
korrekten Abrechnungen verpflichtet und darf aus Pflichtverletzungen kei-
ne Vorteile ziehen. Dies galt besonders in den vorliegenden Streitfallen, in de-
nen die kumulierten Rickstadnde kindigungsrelevante Hohen erreicht hatten.

b)
Ein Hinweisbeschluss gemalR § 552 a ZPO befasste sich mit der Verwirkung
von Nachforderungsanspriichen des Vermieters.>®

Zulassungsgrunde lagen dem Streitfall allerdings deshalb nicht zugrunde, weil
die Annahme einer Verwirkung primar Aufgabe des Tatrichters ist und als
eine von den Umstdnden des Einzelfalls abhangige Beurteilung keine
Grundsatzbedeutung entfalten kann. In der Sache selbst beansprucht das
Rechtsinstitut der Verwirkung auch trotz der im Jahre 2001 mit § 556 Abs. 3
Satz 3 BGB eingefuhrten und zu Lasten des Vermieters gehenden Zwdolfmo-
natsfrist weiterhin Geltung, da die gegenteilige Rechtsansicht in den Geset-
zesmaterialien keine Stitze findet. Diesbezlglich besteht aufgrund der gean-
derten Rechtslage nur ein verringerter Anwendungsbereich. Gleichwohl kann in
der Sache eine Verwirkung jedenfalls dann vorliegen, wenn der Vermieter tiber
mehrere Jahre hinweg auf stets gleichlautende Beanstandungen des Mie-
ters nicht reagiert und keine gerichtlichen Maflinahmen einleitet, sondern den

Nachforderungsanspruch jeweils verjahren lasst. Aus diesem Verhalten er-

% Urteile vom 15. Mai 2012 — VIII ZR 246/11 — MDR 2012, 752 f. = NJW 2012, 2186 f. =

NZM 2012, 455 f. sowie — VIII ZR 245/11 - zit. nach juris, an diesen Verfahren war un-
sere Kanzlei beteiligt.

Beschluss vom 21. Februar 2012 — VIII ZR 146/11 — Grundeigentum 2012, 823 f. =
WuM 2012, 317 f. = ZMR 2012, 616 f.

36
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wachst dem Mieter ein geschitztes Vertrauen dahingehend, dass auch in den
Folgejahren entstehende Nachforderungsanspriiche nicht gerichtlich erfolgt

werden sollen.

c)
Ein weiterer Hinweisbeschluss betrifft die Abgrenzung zwischen formellen

und materiellen Fehlern einer Nebenkostenabrechnung.®

Die vom Berufungsgericht als grundsétzlich angesehene Frage, ob der Mieter
auch die Umlage von Betriebskosten beanstanden muss, fir die es an einer
Umlagevereinbarung fehlt, ist hochstrichterlich bereits dahingehend geklart,
als es sich dabei lediglich um einen materiellen Fehler der Abrechnung han-
delt. Dieses Manko l6st somit die Rlgepflicht nach § 556 Abs. 3 Satz 5 BGB
aus, da der Mieter anhand des Mietvertrages ohne weiteres die Umlageféahig-
keit beurteilen kann.*® Im Ubrigen war der Vermieter bereits nach § 14 MHG
berechtigt, Betriebskosten durch einseitige Erklarung auf den Mieter umzule-
gen. Hierfur reicht es aus, wenn Abrechnungen erteilt und Vorauszahlungen

erhoben werden.

d)
Die Abrechnung von Heizkosten nach dem Abflussprinzip stand im Fokus

zweier weiterer Entscheidungen.

aa)

Der VIII. Zivilsenat® hat die Heizkostenabrechnung eines Vermieters als inhalt-
lich fehlerhaft beanstandet, da Heizkosten entsprechend dem Leistungsprinzip
anhand des tatsachlichen Brennstoffverbrauchs und nicht nach den geleis-
teten Zahlungen des Vermieters zu ermitteln sind. Soweit das Abflussprinzip

hinsichtlich ,kalter” verbrauchsabhéngiger Nebenkosten bisher gebilligt worden

87 Beschluss vom 31. Januar 2012 — VIII ZR 335/10 — Grundeigentum 2012, 543 = GuT
2012, 37 f.

%8 z. B. Urteil vom 18. Mai 2011 — VIl ZR 240/10 — MDR 2011, 1097 = NJW 2011, 2786 f.
=NZM 2011, 627 f., an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt.

% Urteil vom 01. Februar 2012 — VIl ZR 156/11 — MDR 2012, 336 = NJW 2012, 1141 f. =

NZM 2012, 230 f.
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ist*’, konte diese Judikatur wegen § 7 Abs. 2 HeizkostenV nicht auf den vorlie-
genden Sachverhalt Ubertragen werden. Diesbezlglich kann die Fehlerhaftig-
keit der Abrechnung dann auch nicht tber 8 12 Abs. 1 HeizkostenV ausgegli-

chen werden.

bb)

Diesen Standpunkt hat der VIII. Zivilsenat in einer nachfolgenden Entscheidung
bestatigt.** Erganzend hat er noch darauf hingewiesen, dass wegen § 2 Heiz-
kostenV das Abflussprinzip auch nicht stillschweigend vereinbart werden

kann.

e)
Eine Bestatigung bekannter Rechtsprechungsgrundsatze beinhaltet weiter der

folgende Hinweisbeschluss.*?

Es begegnet keinen formellen Bedenken, wenn die Kosten fir Wasser, Ab-
wasser und Niederschlagswasser zusammengefasst und einheitlich nach
dem Mal3stab der Wohnflache abgerechnet werden, obwohl die vertraglichen
Vereinbarungen eine verbrauchsabhéngige Umlage vorsehen. Insoweit ist es
namlich ohne Einfluss auf die Nachvollziehbarkeit der Abrechnung, ob die je-
weiligen Kostenpositionen in den richtigen Abrechnungskreis aufgenommen
werden.*® Die vertragswidrige Abrechnung anhand der Wohnflache, die auf ei-
ner unterlassenen Verbrauchserfassung beruht, berechtigt allerdings zu ei-
nem Abschlag von 15% analog 8§ 12 HeizkostenV.

40 Urteile vom 20. Februar 2008 — VIII ZR 27/07 — MDR 2008, 737 f. = NJW 2008, 1801 ff.

sowie VIII ZR 49/07 — MDR 2008, 556 f. = NJW 2008, 1300 ff.

Beschluss vom 14. Februar 2012 — VIII ZR 260/11 — GuT 2012, 164 = Grundeigentum

2012, 823.

Beschluss vom 13. Marz 2012 — VIII ZR 218/11 — Grundeigentum 2012, 827 = WuM

2012, 316 f. = ZMR 2012, 615 f.

3 vgl. Urteile vom 26. Oktober 2011 — VIII ZR 268/10 — MDR 2012, 82 = NJW 2012, 603 =
NZM 2012, 153 f. sowie VIl ZR 270/10 — ZMR 2012, 345 = WuM 2012, 98, an diesen
Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt.

41

42
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)
Dieser Rechtsprechungslinie entsprechen auch zwei weitere Hinweisbeschlis-

se vom gleichen Tag.**

Danach ist die Bildung einer Wirtschaftseinheit ohne weiteres zulassig, wenn
diese durch eine gemeinsame Heizungsanlage, die mehrere Gebaude versorgt,
veranlasst ist.*> Die formelle Wirksamkeit der Abrechnung wird von der fehlen-
den Angabe der Hausnummern der Gebaude nicht berthrt. Hinsichtlich der
Kosten fur Kalt- und Abwasser ist ein Wechsel des Abrechnungskreises auch
inhaltlich nicht zu beanstanden, wenn im Hinblick auf das Wirtschaftlichkeitsge-
bot die Zahl der Ablesetermine reduziert werden kann.

9)
Eine Nebenkostenabrechnung bei einer Mehrheit von Gebauden behandelt

ein weiterer Hinweisbeschluss, der zur Zuriickweisung der vom Landgericht

zugelassenen Revision fiihrte.*°

Der VIII. Zivilsenat hat zuerst seine standige Rechtsprechung zu den allgemei-
nen formellen Voraussetzungen fir Nebenkostenabrechnungen bekratftigt.
Erforderlich ist nach § 259 BGB lediglich eine Zusammenstellung der Gesamt-
kosten, die Angabe des zugrunde gelegten Verteilungsmalfistabs, die Berech-
nung des Mieteranteils und der Abzug geleisteter Vorauszahlungen. Die Infor-
mation, aus welchen Gebauden sich die zugrunde gelegte Abrechnungseinheit
zusammensetzt, zahlt daher nicht zu diesen Mindestanforderungen. In materiel-
ler Hinsicht bedarf es dann auch keines Vorwegabzugs fir Gewerbeeinhei-
ten, wenn sich die damit verbundenen (hdheren) Kosten (hier: Wasser-

verbrauch) aufgrund einer konkreten Verbrauchserfassung nicht auswirken.

a“ Beschlisse vom 13. Méarz 2012 — VIII ZR 291/11 — GuT 2012, 164 = Grundeigentum
2012, 824 f. sowie — VIII ZR 329/10 — GuT 2012, 163.
45 vgl. Urteil vom 20. Oktober 2010 — VIII ZR 73/10 — NJW 2011, 368 f. = NZM 2010, 895

ff. = WuM 2010, 742 ff.
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h)
In der bereits vorgestellten Entscheidung, in der sich der VIII. Zivilsenat mit ei-
ner Staffelmietvereinbarung befasst hat*’, wurde zudem um die Wirksamkeit

der Nebenkostenabrechnung gestritten.

In diesem Zusammenhang hat der BGH bestéatigt, dass der fehlende Abzug
von geleisteten Vorauszahlungen die formelle Wirksamkeit der Abrechnung
nicht bertihrt.*® Auch in diesem Fall kann der Mieter anhand der Abrechnung
die einzelnen Rechenschritte ohne weiteres erkennen. Es ware daher reine
Formelei, wenn der Vermieter die Vorauszahlungen ausdrtcklich mit ,Null* an-

setzen musste.

1.7.
Preisgebundener Wohnraum

In diesem Kontext ist auf die folgende Entscheidung hinzuweisen:

In einem Revisionsverfahren wurde um die Frage gestritten, ob die Bestimmung
des 8 569 Abs. 3 Nr. 3 BGB auf preisgebundenen Wohnraum entsprechen-
de Anwendung findet. Konkret hatte die klagende Wohnungsbaugenossen-
schaft die Vorauszahlungen fir Nebenkosten sowie die Grundnutzungsgebihr
erhoht, wahrend der Mieter in den Folgemonaten lediglich die urspriinglichen
Betrage zahlte. Wegen der errechneten Zahlungsruckstande hatte die Vermie-
terin deshalb mehrfach fristlose Kuindigungen ausgesprochen. Wahrend die
Raumungsklage in den Vorinstanzen erfolglos war, hat der Bundesgerichtshof
gegenteilig entscheiden, weil 8 569 Abs. 3 Nr. 3 BGB nicht analog anwend-

bar ist.*

4 Beschluss vom 14. Februar 2012 — VIII ZR 207/11 — GuT 2012, 258 f. = Grundeigentum
2012, 954 = WuM 2012, 405.

47 Siehe oben, Fn. 8

48 aa0, juris, Rn. 25.

49 Urteil vom 09. Mai 2012 — VIII ZR 327/11 — MDR 2012, 753 f. = NJW 2012, 2270 ff. =

NZM 2012, 529 f.
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Die Entstehungsgeschichte belegt, dass es an der fur eine Analogie erforderli-
chen Regelungslicke fehlt. Der Gesetzgeber wollte mit 8 569 Abs. 3 Nr. 3
BGB lediglich § 9 Abs. 2 MHG in das BGB uberfuihren. Diese Bestimmung hatte
aber preisgebundenen Wohnraum ausdricklich von ihrem Anwendungsbe-
reich ausgenommen, weil der Mieter gegen Mieterhéhung bereits anderweitig
hinreichend geschutzt war. Diese Rechtslage hat mit § 569 Abs. 3 Nr. 3 BGB
keine Anderung erfahren, weil es an Anhaltspunkten fiir einen Willen des Ge-

setzgebers fehlt, den Anwendungsbereich zu erweitern.

2.
Gewerberaummiete und Pachtrecht

Rechtsfragen aus diesem Bereich fallen geschéaftsplanmafiig in die Zustandig-

keit des XII. Zivilsenat.

a)

In einem Revisionsverfahren stand die Reichweite einer Konkurrenzschutz-
klausel im Streit, die ein Horgerateakustiker zugunsten der angemieteten Ge-
werberaume in einem Arztehaus vereinbart hatte. Zum Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses wurde in dem Anwesen bereits eine HNO-Praxis betrieben. Die
Streithelferin war nachfolgend dazu tUbergangen, im ,verklrzten Versorgungs-
weg" ihrerseits Horgerate an Patienten abzugeben. Der XIl. Zivilsenat hat die
Ansicht des Berufungsgerichts, dass im Wege der erganzenden Vertragsaus-
legung eine vertragswidrige Konkurrenztatigkeit bejaht hatte, missbilligt und die

klagabweisende Entscheidung des Landgerichts wiederhergestellt.>°

Die Voraussetzungen flr eine erganzende Vertragsauslegung unterliegen zwar

nur einer eingeschréankten revisionsrechtlichen Kontrolle. Die tatrichterliche

>0 Urteil vom 11. Januar 2012 — XII ZR 40/10 — MDR 2012, 271 ff. = NJW 2012, 844 ff. =
NZM 2012, 196 ff., an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt.
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Wirdigung hatte im konkreten Streitfall diese Grenzen jedoch Uberschritten,
weil fur eine erganzende Vertragsauslegung nur dann ein Anwendungsbe-
reich besteht, wenn ein Vertrag von Anfang an luckenhaft ist. Allein der Um-
stand, dass erst nachtraglich und mit Wirkung zum 1. Januar 1989 durch das
Gesundheitsreform-Gesetz vom 20. Dezember 1988 (BGBI. | S. 2477) mittels
8§ 126 Abs. 5 SGB V ein verkirzter Versorgungsweg eingefuhrt wurde, reicht
daftr nicht aus. Dem Klager hatte bekannt sein missen, dass ein im Anwesen
bereits praktizierender Arzt seine Angebotspalette erweitern wird, sobald sich
die gesetzliche Mdglichkeit bot. Der Wortlaut der Konkurrenzschutzklausel, der
sich auf ein ,weiteres Optiker- und Horgerategeschaft* beschrankte, vermittelte

dann gleichfalls keine Grundlage flir ein erganztes Auslegungsergebnis.

b)

In einem weiteren Verfahren ging es um die Einstandspflicht des Erstehers
von Gewerbemietraum fir die geleistete Kaution, nachdem der insolvente
Vermieter die Sicherheitsleistung nicht getrennt von seinem Vermdgen ange-
legt hatte.>*

Der XII. Zivilsenat hat die Haftung des Erstehers fur die Ruckzahlung der Kauti-
on bejaht, da dieser mit dem Zuschlag gemaf § 57 ZVG, 88 578 Abs. 1, 566 a
BGB in die Rechtstellung des urspringlichen Vermieters eintritt. Die Pflicht zur
Ruckzahlung der Kaution ist damit kraft Gesetzes auf den Erwerber Uberge-
gangen. In Ubereinstimmung mit der herrschenden Auffassung®? tibernimmt der
Erwerber damit auch das Insolvenzrisiko des friheren Vermieters. Die un-
geschmalerte Ruckzahlungspflicht besteht folglich auch dann, wenn der ur-

sprungliche Vermieter die Mietsicherheit nicht insolvenzfest angelegt hatte.

Wahrend das Landgericht noch eine teleologische Reduktion bejaht hatte, weil
der Mieter vor dem Zuschlag nicht geschiitzt war, hat der Xll. Zivilsenat auf-
grund der seit dem Jahre 2001 geédnderten Rechtslage einen abweichenden

Losungsweg beschritten. § 566 a BGB ist allerdings ohne Ubergangsvorschrift

51 Urteil vom 07. Marz 2012 — XII ZR 13/10 — NJW 2012, 1353 f. = NZI 2012, 383 f. = ZMR
2012, 535 1.
5 z.B. MiinchkommBGB/Haublein, 5. Auflage, § 566a, Rn. 13; Schmidt-Futterer/Blank,

Mietrecht, 10. Auflage, 8§ 551, Rn. 111.
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in Kraft getreten, weshalb der VIII. Zivilsenat aufgrund des verfassungsrechtli-
chen ,echten“ Ruckwirkungsverbots noch § 572 BGB a.F. anwendet, sofern der
Erwerbsvorgang vor dem 01. September 2001 stattgefunden hat.”® In der Sa-
che besteht aber kein Unterschied, ob die Kaution vor diesem Stichtag ,nur®

nicht krisenfest angelegt oder schlicht vom Verkaufer einbehalten wird.

c)

Die Wirksamkeit einer Formularklausel, mit der sich der Vermieter ein Leis-
tungsbestimmungsrecht dahingehend einraumen lieR, dass er bei einer An-
derung der ortsiblichen oder angemessenen Miete den zusatzlich oder weni-
ger zu zahlenden Betrag nach billigem Ermessen (8 315 BGB) festsetzen
darf, stand dagegen im Zentrum einer weiteren Entscheidung. Die Klausel hatte

dabei folgenden Wortlaut:

,Die WSV pruft nach Ablauf von jeweils drei Jahren,
erstmals zum 1. Januar 1999, ob das Nutzungsent-
gelt noch ortsiiblich oder sonst angemessen ist. Bei
einer Anderung setzt sie den zusatzlich oder den
weniger zu zahlenden Betrag nach billigem Ermes-
sen (8 315 BGB) fest und teilt dem Nutzer die Hohe
des kunftig zu zahlenden Nutzungsentgelts mit."

Anders als die Vorinstanzen hat der XIl. Zivilsenat die Wirksamkeit der Klausel
bejaht.>* Die Klausel ist zwar kontrollfahig, da ein einseitiges Leistungsbestim-
mungsrecht nicht nach 8§ 307 Abs. 3 Satz 1 BGB privilegiert ist. Die Klausel ge-
nugt jedoch dem formularrechtlichen Transparenzgebot nach § 307 Abs. 1
Satz 2 BGB, da es dazu im Falle einer Mietanpassungsklausel lediglich einer
verstandlichen Formulierung bedarf, die den Anlass der Mietdnderung, die
BezugsgréRe und den Umfang der Mietanpassung umschreibt. Diesen An-
forderungen wird die gewahlte Formulierung gerecht, da sich der Begriff der
ortsublichen Miete ohne weiteres anhand von § 546 b BGB bestimmen l&sst.
Auch die Bezugsgro3e wird durch den Verweis auf § 315 BGB und den Mal3-
stab der Billigkeit hinreichend deutlich definiert. Nach § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB

>3 Urteil vom 09. Marz 2005 — VIII ZR 381/03 — NJW-RR 2005, 962 ff. = ZMR 2005, 686 ff.
> Urteil vom 09. Mai 2012 — XIl ZR 79/10 — MDR 2012, 831 ff. = NJW 2012, 2178 ff. =
NZM 2012, 457 ff. sowie Urteil vom 27. Juni 2012 — XII ZR 93/10 — zit. nach juris.
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ist die Klausel gleichfalls nicht zu beanstanden, da der Mieter durch § 315 Abs.
3 BGB hinreichend vor unbilligen oder verzégerten Leistungsbestimmungen

geschutzt ist.
d)
In einem weiteren Revisionsverfahren standen die Anforderungen fir die wirk-

same Umlegung von Betriebskosten im Streit. Die mal3gebliche Bestimmung

in dem Mietvertrag lautete dabei wie folgt:

"3.1 Die Miete betragt monatlich DM 580,77

3.2 Nebenkosten

Heizkosten zur Zeit DM /.
Betriebskostenvorschuss zur Zeit DM 232,50
Zur Zeit geltende monatliche Gesamtmiete DM 813,42
3.3.

AulB3erdem hat der Mieter nachfolgende Nebenkos-
ten, soweit nicht bereits in 3.1 und 3.2 enthalten, in
der zuldssigen Hohe anteilig im Verhaltnis der
Wohnflache zu tragen ..."

Der Xll. Zivilsenat hat die Entscheidung des Landgerichts, welches die Klage
als unbegriindet angesehen hatte, bestatigt, weil der Mietvertrag keine wirksa-

me Rechtsgrundlage fiir Betriebskostennachforderungen enthalt.>

Eine Vereinbarung Uber die Umlage von Betriebskosten muss eindeutig
und klar zu erkennen geben, dass der Mieter neben der Grundmiete ganz oder
anteilig auch Betriebskosten tragen soll. In einem formularméfRigen Wohn-
raummietvertrag reicht dafur zwar der Verweis auf die Anlage 3 zu § 27 der II.

Berechnungsverordnung aus. Selbst diesen Anforderungen geniigt die verein-

% Urteil vom 02. Mai 2012 — X1l ZR 88/10 — MDR 2012, 833 f. = NJW-RR 2012, 1034 ff. =
WuM 2012, 453 ff.
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barte Gestaltung jedoch nicht, da hinsichtlich der Heizkosten keine Eintragung
vorgenommen wurde und im Ubrigen lediglich von einem ,Betriebskostenvor-
schuss” die Rede ist. Weiter wurden nur monatliche Abschlagszahlungen ver-
einbart. Der vorliegenden Abrede kann wegen mangelnder Bestimmtheit da-
her auch nicht im Wege der Auslegung eine Umlagevereinbarung entnom-
men werden. Einer Bezugnahme der Anlage 3 zu § 27 der Il. Berechnungsver-
ordnung steht entgegen, dass fur die Heizkosten kein Betrag angegeben wurde.
Diese sollten nach dem Wortlaut daher nicht umgelegt werden, obwohl sie
.Kostentreiber" sind. Damit kann auch der Vereinbarung von Abschlagszahlun-
gen keine Bedeutung beigemessen werden, da unklar bleibt, wie sich diese zu-
sammensetzen. Nach alldem ist die getroffene Vereinbarung inhaltlich nicht
hinreichend bestimmt.

e)
Erneut beschaftigen musste sich der XIl. Zivilsenat mit der Auslegung eines
Mietvertrages uber eine Parzelle in einer Wochenend- und Ferienhausan-

lage, mit der er sich bereits in einem friiheren Verfahren konfrontiert sah.>®

In Ubereinstimmung mit seiner vorangegangenen Entscheidung hat der BGH
bestétigt, dass die klagende Vermieterin nach § 566 BGB in das zwischen dem
vorherigen Alleineigentimer und den Mietern bestehende Mietverhdltnis einge-
treten ist. Eine interessengerechten Auslegung ergibt, dass der Mietvertrag
urspringlich mit dem Alleineigentiimer und nicht mit einer Grundstticks-GbR, an
der der Alteigentumer gleichfalls beteiligt war, zustande gekommen war. Bei
dieser Sachlage kann die umstrittene Frage, ob bei fehlender ldentitat von
Vermieter und Veraulierer § 566 BGB analog anwendbar ist, offen bleiben. Al-
lerdings hat die auf Zahlungsverzug gestutzte fristlose Kindigung der Erwerbe-
rin das Mietverhaltnis beendet, da es in der Darlegungslast des Mieters steht,
ob er ohne Verschulden an der Entrichtung der Miete gehindert war. Diesbe-
zuglich kann ein Verschulden des Mieters zwar aufgrund eines schuldlosen Irr-
tums Uber das Bestehen oder den Umfang seiner Zahlungspflicht ausgeschlos-
sen sein. An einen unverschuldeten Rechtsirrtum sind indes hohe Anforde-

rung zu stellen, da der Schuldner die Rechtslage sorgféltig prifen muss, gege-
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benenfalls erforderlichen Rechtsrat einzuholen und die hochstrichterliche
Rechtsprechung sorgfaltig zu beachten hat. Diesen MalRgaben sind die beklag-

ten Mieter im konkreten Streitfall nicht gerecht geworden.

3.
Wohnungseigentumsrecht

Nach dem Geschéftsverteilungsplan sind Rechtsfragen aus dem Bereich des
Wohnungseigentumsrechts vom V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs zugewie-

sen.

a)

Die nachfolgende Entscheidung befasst sich mit mangelndem Trittschall-
schutz.>” Wahrend der firr das Baurecht zustandige VII. Zivilsenat in der Unter-
schreitung der dafir maRRgeblichen DIN 4109 regelmallig einen Baumangel
sieht®®, lehnt der VIII. Zivilsenat fiirr das Recht der Wohnraummiete eine an der
DIN 4109 orientierte Betrachtungsweise ab*°. Der V. Zivilsenat geht in Bezug

auf § 14 Nr. 1 WEG dagegen einen vermittelnden Weg.®

Angesichts der danach bestehenden Rucksichthahmepflicht des MiteigentU-
mers ist auf die Nachteile abzustellen, die — auch bei Schallimmissionen — tber
das fur ein geordnetes Zusammenleben erforderliche Mal3 hinausgehen. Die
damit anzustellende Wirdigung ist zwar primar Aufgabe des Tatrichters. Die-
ser hat sich im Rahmen seiner Abwagung jedoch maf3geblich an den Vorgaben
der DIN 4109 in der Fassung zu orientieren, die zum Zeitpunkt der Errich-
tung des Gebaudes galt. Es reicht fir eine konkrete und objektive Beeintrach-

tigung indes nicht aus, dass im Streitfall hinsichtlich des Wohnzimmers der

%6 Urteil vom 11. April 2012 — XII ZR 48/10 — GuT 2012, 238 ff. = WuM 2012, 323 ff.

> Urteil vom 01. Juni 2012 — V ZR 195/11 — MDR 2012, 898 f. = NJW 2012, 2725 f. =
WuM 2012, 464 f.

%8 Urteile vom 04. Juni 2009 — VII ZR 54/07 — BGHZ 181, 225 ff. = NJW 2009, 2439 ff.

NZBau 2009, 648 ff. sowie vom 14. Juni 2007 — VII ZR 45/06 — BGHZ 172, 346 ff.
NJW 2007, 2983 ff. = NZBau 2007, 547 ff.

> Urteil vom 07. Juli 2010 — VIII ZR 85/09 — NJW 2010, 3088 f. = NZM 2010, 618 f. =
ZMR 2010, 942 f., an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt.
60 Urteil vom 01. Juni 2012 — V_ZR 195/11 — MDR 2012, 898 f. = NJW 2012, 2725 f. =

NZM 2012, 611 ff.
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Grenzwert fur die Luftschallibertragung um 1 dB Uberschritten wurde, da diese
Anderung des Schallpegels nicht wahrgenommen wird. Auch die Entfernung
des bisher verlegten Teppichbodens rechtfertigt keinen Anspruch auf (erhéhten)
Schallschutz, da die Ausstattung der Wohnung dem Eigentiimer frei steht. Da-
her ist es auch unerheblich ist, ob der Belag bereits vor langerer Zeit verlegt

worden war.

b)

In einem weiteren Revisionsverfahren wurde um die Verpflichtung zur Zahlung
riackstandiger Beitrage gestritten. Hinsichtlich dieser Kosten hatte die Eigen-
tumerversammlung beschlossen, die Ruckstande in die Abrechnung fir das
Folgejahr einzustellen. Anders als die Vorinstanz hat der BGH diesen Be-

schluss nicht nur als anfechtbar, sondern als nichtig angesehen.®*

Beitragsruckstande sind kein zuldssiger Bestandteil einer Jahresabrech-
nung i.S. des 8§ 28 Abs. 3 WEG, da sich diese auf die Kosten des laufenden
Wirtschaftsjahres unter Berucksichtigung geleisteter Vorschisse beschrénkt.
Mit dieser Mal3gabe konnte auch der Beschluss der Wohnungseigentimer kei-
ne Zahlungspflicht begriinden, da es hierfur an der Beschlusskompetenz fehlt.
Diese Kompetenzuberschreitung fuhrt zur Nichtigkeit des Mehrheitsbeschlus-
ses, da dieser eine dem Gesetz fremde Haftung des Erwerbers fir Verbindlich-

keiten des Voreigentimers erzeugt.

c)

In einem anderen Streitfall hatte die Teilungserklarung vorgesehen, dass der
jeweilige Eigentimer des Dachgeschosses von einer Kostenpflicht ausge-
nommen ist, solange diese Teileigentumseinheit nicht zu Wohnraum ausge-
baut wird. Zu einem Ausbau war es in der Folgezeit auch nicht gekommen.
Gleichwohl hatte die Eigentimerversammlung spéater eine beschrankte Kosten-
beteiligung beschlossen und der damalige Eigentiimer das Wohngeld bezabhilt.
Dieser Beschluss war dann gegentber der neuen Miteigentiimerin mittels eines

weiteren Beschlusses modifiziert und vorubergehend suspendiert worden. Der

61 Urteil vom 09. Marz 2012 — V ZR 147/11 — Grundeigentum 2012, 697 f, = MDR 2012,
632 f. = WuM 2012, 400 ff. = ZWE 2012, 260 ff.
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Senat hat die angefochtenen Beschliisse — in Ubereinstimmung mit den Vorin-

stanzen — als nichtig beurteilt. ®?

Die erhobene Klage war zuléassig, da Anhaltspunkte fur eine Verwirkung fehlten
und die erklarte Zustimmung der Erwerberin im Falle eines nichtigen Beschlus-
ses auch das Rechtsschutzbedirfnis nicht entfallen lie3. In der Sache selbst
litten die gefassten Beschlisse daran, dass 8§ 16 Abs. 3 WEG diesbeziiglich
keine Beschlusskompetenz vermittelte. Diese Bestimmung erdffnet nur die
Maoglichkeit im Rahmen einer bereits bestehenden Kostenpflicht einen anderen
Verteilungsmalstab zu wahlen. Der Wortlaut und die Gesetzesmaterialien
belegen, dass hieraus nicht auch die Befugnis folgt, eine vereinbarte Kostenbe-
freiung abzuandern oder aufzuheben. Das Vorliegen einer absoluten Beschlus-

sunzustandigkeit fuhrte dann zur Nichtigkeit.

d)

In einem weiteren Rechtsstreit hatten die Klager Anfechtungsklage gegen die
beschlossene Jahresabrechnung fur das Wirtschaftsjahr 2008 sowie den be-
schlossenen Wirtschaftsplan fir das Jahr 2009 erhoben, da die Verwalter-
kosten fehlerhaft umgelegt worden waren. Anders als das Landgericht hat der
V. Zivilsenat die Anfechtungsklage nicht insgesamt fiir begriindet erachtet.®®

Zwar war das Berufungsgericht noch zutreffend davon ausgegangen, dass ihm
kein gerichtliches Gestaltungsermessen gebuhrt und hatte die Frage nach der
Gesamtunwirksamkeit mit Recht anhand der Bestimmung des 8§ 139 BGB
beurteilt. Diese Vorschrift war anwendbar, da der angefochtene Beschluss nicht
nur interne Wirkung hatte, sondern rechtliche Pflichten oder Befugnisse be-

grindete.

Die Anwendung des 8 139 BGB begegnete im Streitfall jedoch deshalb revisi-
onsrechtlich durchgreifenden Bedenken, weil die Annahme einer Gesamtnich-

tigkeit dem hypothetischen oder tatsachlichen Parteiwillen entsprechen

62 Urteil vom 01. Juni 2012 — V_ZR 225/11 — MDR 2012, 899 f. = NJW 2012, 2578 f. =
ZWE 2012, 363 ff.
63 Versaumnisurteil vom 11. Mai 2012 — V ZR 193/11 — MDR 2012, 957 f. = NJW 2012,

2648 ff. = NZM 2012, 566 ff.
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muss. Gemessen daran, wird es regelmaRig dem Willen der Beteiligten ent-
sprechen, ein Uberwiegend wirksames Rechtsgeschaft aufrecht zu erhalten.
Nachdem sich die fehlerhafte Verteilung der Verwalterkosten lediglich auf eine
einzelne Kostenposition bezog, die als solche weder die Jahresabrechnung,
noch den Wirtschaftsplan unverstandlich machte, kommt somit eine Gesamt-

nichtigkeit nur in Betracht, wenn besondere Umstande vorliegen.

e)

Die Zulassigkeit der Abrechnung von Heizkosten nach dem Abflussprinzip
war auch fir das Wohnungseigentumsrecht zu klaren.®* Der V. Zivilsenat hat
sich der Judikatur des VIII. Zivilsenats angeschlossen und die beschlossenen
Abrechnungen iiberwiegend missbilligt.®®

Entgegen einer verbreiteten Ansicht findet die Heizkostenverordnung nach
Mal3gabe des § 3 Satz 1 HeizkostenV unmittelbare Anwendung. Den Woh-
nungseigentimern steht nur die Entscheidung dartber zu, wie die vorgeschrie-
bene verbrauchsabhangige Abrechnung vorzunehmen ist. Nur in diesem Um-
fang eroffnet die HeizkostenV namlich einen durch Beschlussfassung oder Ver-
einbarung zu fullenden Gestaltungsspielraum. Vor diesem Hintergrund waren
die erteilten Einzelabrechnungen mit 8 6 Abs. 1 HeizkostenV nicht zu verein-

baren, da danach eine verbrauchsabhangige Abrechnung vorzunehmen ist.

Anderes ergibt sich dagegen im Hinblick auf die beschlossene Gesamtabrech-
nung, da insoweit nach § 28 Abs. 3 WEG das Einnahmen-Ausgaben-Prinzip
uneingeschrankt gilt. Insoweit muss somit die HeizkostenV zurticktreten, da die
erforderliche Kontrolle des Verwalters nur erreicht werden kann, wenn alle tat-
sachlichen Ausgaben und Einnahmen in die Gesamtabrechnung aufgenommen
werden. Der Umstand, dass sich die Einzelabrechnung nicht aus der Gesamt-
abrechnung ableiten lasst und sich Differenzen ergeben kdnnen, erfordert dann
lediglich eine nachvollziehbare und verstandliche Erlauterung des Unter-

schiedsbetrags.

64 Zur Wohnraummiete siehe oben Fn. 39.

o Urteil vom 17. Februar 2012 — V ZR 251/10 — MDR 2012, 510 f. = NJW 2012, 1434 f. =
NZM 2012, 344 ff.
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)

Die Frage nach der Verjdhrung von Ansprichen auf Zahlung von Wohn-
geldvorschisse stand im Zentrum einer weiteren Entscheidung, der eine im
November 2009 zugestellte Klage zugrunde lag, mit der u.a. Wohngeldanspru-
che fiur das Jahr 2005 aufgrund einer im Jahr 2006 beschlossenen Jahresab-
rechnung begehrt wurden. Der V. Zivilsenat hat diese Anspriche fur verjahrt

angesehen.®®

Der Anspruch auf Wohngeldvorschiisse entsteht nach § 28 Abs. 2 WEG zu
dem Zeitpunkt, zu dem diese Zahlungen auf Abruf des Verwalters zu leisten
sind; folglich wird die dreijahrige Verjahrungsfrist zum Schluss des Jahres in
Lauf gesetzt, in dem die Vorschisse fallig werden (§ 199 Abs. 1 BGB). Entge-
gen einer vielfach vertretenen Auffassung®’ filhrt ein danach gefasster Be-
schluss der Wohnungseigentiimer hinsichtlich der Jahresabrechnung zu kei-
nem Neubeginn der Verjahrung. Dieser Beschluss wirkt sich nicht anspruchs-
begriindend auf die bereits im Wirtschaftsplan enthaltenen Vorschiisse aus,
sondern seine konstitutive Wirkung beschrankt sich auf eine etwaige Abrech-
nungsspitze. Eine Verdoppelung des Rechtsgrundes kann dem geltenden
Recht nicht entnommen werden, weil 8 28 Abs. 2 WEG die Vorstellung zugrun-
de liegt, dass die Kosten und Lasten von Wohnungseigentum primér aus den
Vorschiissen bestritten werden. Ein Interesse der Gemeinschaft daran, Aul3en-
stande in ihrer Gesamtheit auf eine neue Grundlage zu stellen, ist auch nicht
schutzwirdig. Insoweit ist es dem Verwalter namlich zumutbar, Vorschisse
einzufordern, Ruckstdnde binnen eines Jahres zusammenzufassen und die

Verjahrungsfrist zu tberwachen.

9)
Der Schadensersatzanspruch eines einzelnen Wohnungseigentiimers wegen

des von der beklagten Eigentimergemeinschaft beschlossenen Fallens zweier

06 Urteil vom 01. Juni 2012 — V_ZR 171/11 — MDR 2012, 1023 = NJW 2012, 2797 f. =
WuM 2012, 524 ff., an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt.
67 Vgl. z.B. Barmann/Pick, WEG, 19. Auflage, § 28, Rn. 50.
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Baume betraf eine andere Revisionsentscheidung, in dem die klagabweisen-

den Urteile der Tatsachengerichte bestatigt wurde. ®®

Der V. Zivilsenat hat eingangs allerdings die fur ihn bindende Zulassungsent-
scheidung moniert, weil sich das Landgericht mit den Voraussetzungen des
8 543 Abs. 1 Satz 1 ZPO nur unzureichend befasst hatte und selbst davon aus-
gegangen war, dass seine Entscheidung mit der ,ganz herrschenden Auffas-
sung“ im Einklang steht. In der Sache selbst war das Rechtsmittel deshalb ohne
Erfolg, weil der Verwalter, der das Fallen der Baume veranlasst hatte, den be-
standskraftig gewordenen Beschluss umzusetzen hatte (§ 27 Abs. 1 WEG)
und auf dieser Grundlage keine schuldhafte und zurechenbare Pflichtverlet-
zung ersichtlich ist. Eine eigene Pflichtverletzung der Beklagten scheiterte dar-
an, dass mit der Bestandskraft des Eigentimerbeschlusses ein einzelner Woh-

nungseigentiimer dessen Vollzug nicht mehr unterbinden konnte.

h)
Die Anforderungen, die ein Verwalter fur seine Bestellung zu erfillen hat, wa-
ren Gegenstand eines weiteren Revisionsverfahrens, in dem der V. Zivilsenat

den Verwalter fiir nicht ausreichend qualifiziert erachtet hat.®®

Den Wohnungseigentiimern steht bei der Entscheidung tber die Bestellung des
Verwalters zwar ebenso ein Beurteilungsspielraum zu, wie bei dessen Abbe-
rufung. Im konkreten Streitfall war dieser sich an 8 26 Abs. 1 Satz 3 WEG zu
bemessende Beurteilungsspielraum indes Uberschritten worden. Entscheidend
ist n&mlich, ob der Verwalter Gber ausreichende finanzielle Mittel zur Aufrecht-
erhaltung seines Geschaftsbetriebs verfigt und Sicherheiten fur einen Haf-
tungsfall stellen kann. Dagegen spricht noch nicht, dass der Verwalter als haf-
tungsbeschrankte Unternehmergesellschaft i. S. des § 5a GmbHG tétig ist.
Eine haftungsbeschrankte Unternehmergesellschaft kann vielmehr zum Verwal-
ter bestellt werden, weil diese Rechtsform noch nichts tGber die finanzielle Leis-

tungsfahigkeit aussagt. Allerdings haben sich die Wohnungseigentimer vor der

68 Urteil vom 03. Februar 2012 — V_ZR 83/11 — Grundeigentum 2012, 621 ff. = WuM 2012,
399 f. = ZWE 2012, 218 f.
69 Urteil vom 22. Juni 2012 — V ZR 190/11 — MDR 2012, 955 f. = NJW 2012, 3175 ff. =

NZM 2012, 654 ff., an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt.
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Bestellung tragfahig davon zu tberzeugen, dass der Verwalter Uber eine aus-
reichende Bonitat verfigt. Diesen MalRgaben waren die Wohnungseigentiimer
hier nicht gerecht geworden, da bei objektiver Betrachtung Zweifel an der Boni-
tat bestanden und gleichwohl keine Nachweise eingeholt wurden.

)

In einem weiteren Revisionsurteil, in dem um die Haftung nach § 16 Abs. 2
WEG gestritten wurde, hat der BGH seine Rechtsprechung zur werdenden
Wohnungseigentiimergemeinschaft prazisiert.”” In diesem Verfahren hatte
die beklagte Miteigentiimerin eine Wohnanlage in Wohnungseigentum aufgeteilt
und die verfahrensgegenstandliche Wohnung an eine Erwerberin veraufiert.
Gleichwohl ist die Beklagte weiterhin als Eigentimerin im Grundbuch eingetra-
gen. Der V. Zivilsenat™ hat — in Ubereinstimmung mit dem Landgericht — eine
Haftung der Beklagten verneint, da die Erwerberin sich als werdende Woh-
nungseigentimerin darstellt und die Kostenpflicht aus § 16 Abs. 2 WEG allein
diese trifft.

In der Entstehungsphase einer Wohnungseigentimergemeinschaft kann
im Innenverhéltnis zwischen dem teilenden Eigentimer und den Ersterwerbern
das Wohnungseigentumsgesetz vorverlagert Anwendung finden. Vorausset-
zung hierfur ist, dass der Erwerber aufgrund einer verfestigten Rechtspositi-
on ein berechtigtes Interesse an der Erlangung von Verwaltungsrechten erlangt
hat. Dies ist dann der Fall, wenn — wie hier — ein wirksamer Erwerbsvertrag ge-
schlossen wurde, eine Auflassungsvormerkung eingetragen und der Besitz an
der Wohnung Ubergeben wurde. In der Rechtsprechung ist bisher allerdings
offen geblieben, ob und wie lange ein Ersterwerber als werdender Wohnungs-
eigentimer anzusehen ist. Diese Frage ist nun dahingehend beantwortet wor-
den, dass es in zeitlicher Hinsicht nicht darauf ankommt, ob dem Ersterwer-
ber der Besitz vor der Entstehung der Wohnungseigentimergemeinschaft
verschafft wurde. Diese Sichtweise ist aufgrund der gebotenen Gleichbehand-

lung der Ersterwerber geboten, die ein berechtigtes Interesse daran haben,

0 Vgl. dazu z.B. Senat, Beschluss vom 05. Juni 2008 — V ZB 85/07 — BGHZ 177, 53 ff. =
NJW 2008, 2639 ff. = ZMR 2008, 805 ff.
& Urteil vom 11. Mai 2012 — V ZR 196/11 — MDR 2012, 958 f. = NJW 2012, 2650 ff. =

NZM 2012, 643 ff., an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt.
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frihzeitig ein Mitspracherecht zu erlangen. Die unterschiedliche Behandlung
von Erst- und Zweiterwerbern ist sachlich berechtigt, weil sich die Interessenla-

gen grundlegend unterscheiden.

Folglich war die Haftung der Beklagten entfallen, da — entgegen verbreiteter
Ansicht — kein Gesamtschuldverhaltnis mit der Erwerberin besteht. Ein Weg-
fall von Vollstreckungsmaoglichkeiten stand nicht zu beflirchten, da die Anerken-
nung der werdenden Eigentimergemeinschatft die sachenrechtliche Zuordnung
nicht verschiebt und eine Vollstreckung in das Wohnungseigentum ohnehin
aussichtslos erscheint. Entscheidend ist jedoch, dass das Stimm- und Anfech-
tungsrecht mit der Verpflichtung zur Kosten- und Lastentragung korrespondie-

ren muss.

4.
Maklerrecht, Nachbarrecht und Grundztige des Immobilienrechts

Diese Rechtsgebiete fallen in die Zustandigkeit unterschiedlicher Zivilsenate
des BGH.

a) Maklerrecht
Fir dieses Rechtsgebiet ist der Ill. Zivilsenat des BGH zusténdig, von dem es

im Berichtszeitraum folgende Entscheidungen zu vermelden gibt:

aa)
In einem Revisionsurteil waren die Voraussetzungen zu prazisieren, die an das
Zustandekommen eines konkludent geschlossenen Maklervertrages zu stel-

len sind.”®

Die klagende Immobilienmaklerin hatte Uber das Internetportal , Immobilien
Scout24” eine Anzeige fur ein Baugrundstick unter der Angabe der Grund-

sticksgrofRe und mit dem Hinweis , Provision 7,14%" geschaltet. Nachdem

5 Siehe dazu auch Fischer, NJW 2012, 3283 ff.
& Urteil vom 03. Mai 2012 - 1ll ZR 62/11 — MDR 2012, 829 = NJW 2012, 2268 ff. = VersR
2012, 903 ff.
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der zuletzt am Verfahren noch beteiligte Beklagte zu 2 sein Interesse telefo-
nisch mitgeteilt hatte, unterzeichnete er anlasslich eines vereinbarten Besichti-
gungstermins ein als , Objektnachweis und Maklervertrag mit Kaufinteres-
senten® Uberschriebenes Formular, welches ihm eine Mitarbeiterin der Klagerin
vorgelegt hatte. Gegenuber dem Provisionsverlangen der Klagerin hatte sich
der Beklagte zu 2 damit verteidigt, dass ihm vorgespiegelt worden sei, dass
seine Unterschriftsleistung lediglich dem Nachweis des Objekts, aber nicht dem
Abschluss eines Maklervertrages dienen sollte.

Der lll. Zivilsenat hat die klagabweisende Entscheidung des Berufungsgerichts
missbilligt. Zwar gelten fur einen konkludent abgeschlossenen Maklervertrag
strenge Anforderungen, da ein Interessent, der sich an einen Makler aufgrund
dessen werbenden Angebots wendet, grundsatzlich davon ausgehen darf, dass
die Provision allein vom Verkaufer getragen wird. Nichts anderes gilt auch bei
Internetanzeigen, sofern der Makler nicht eindeutig auf die Provisionspflicht
hinweist. Diesen Anforderungen entspricht jedoch die streitgegenstandliche In-
ternetannonce, da diese aufgrund ihrer Gestaltung unmissverstandlich er-
kennen lasst, dass die Klagerin auch und gerade mit demjenigen Interessenten
in vertragliche Beziehungen treten wollte, der sich mit Kaufabsicht an sie wen-
det. Die telefonische Bezugnahme der Interessenten auf die Anzeige hatte

dann das Nachweis- bzw. das Vermittlungsverhaltnis begrindet.

bb)

Um den Entfall des Provisionsanspruchs aufgrund einer ,unechten Verflech-
tung“ rankt sich ein Streitfall, in dem die klagende Handelsmaklerin eine fonds-
gebundene Lebens- und Rentenversicherung vermittelt hatte und wegen der sie
deshalb eine in Raten zahlbare Vermittlungsgebthr begehrte. Zwischen der
Konzernmutter der Lebensversicherung und der Klagerin bestand indes ein
Kooperationsvertrag, der die Klagerin dazu berechtigte, die Formularantrage
der Versicherung zu verwenden und einzureichen. Die von der Versicherung

ausgestellten Versicherungspolicen sowie die angebotenen Anlagestrate-
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gien wurden zudem nach der Klagerin benannt. Der lll. Zivilsenat hat die kla-

geabweisende Entscheidung des Berufungsgerichts bestatigt. ™

Einem Makler steht kein Vergutungsanspruch zu, wenn er mit der Person oder
Gesellschaft, die den Hauptvertrag geschlossen hat, dergestalt institutionell
verflochten ist, dass zu befiirchten ist, der Makler werde sich im Falle eines
Streits auf die Seite des Vertragsgegners stellen. Fur die Gefahr einer Interes-
senkollision reicht es zwar noch nicht aus, dass der Makler Formulare des
Versicherers verwendet und einreicht. Hierauf beschrankte sich aber der Inhalt
der Kooperationsvereinbarung nicht, sondern mit der namentlichen Bezeich-
nung der Anlageprodukte nach der Klagerin wurden auch deren wirtschaftli-
che Interessen an der Vermarktung dieser Vertrage in den Vordergrund ge-
rickt. Bei dieser Sachlage konnte nicht davon ausgegangen werden, dass ein
Makler auch ein Interesse an der Vermittlung von Alternativangeboten hat und

die Interessen seiner Auftraggeber ausreichend beachtete.

cc)

Ein anderer Streitfall betrifft den Widerruf eines Vertragsschlusses Uber die
Vermittlung einer fondsgebundenen Lebens- und Rentenversicherung. In dem
Vertrag hatte der Handelsmakler dem beklagten Verbraucher den ratenweisen
Ausgleich der Vermittlungsgebuhr gestattet. Der Ill. Zivilsenat hat den Widerruf

der Vermittlungsgebiihrenvereinbarung fiir wirksam erachtet.”

Die Teilzahlungsvereinbarung war nach 88 499 Abs. 1, 355 Abs. 1 BGB a.F.
widerruflich. Der Widerruf war auch fristgemaf ausgeibt worden, da die in der
Vertragsurkunde enthaltene Belehrung, wonach die Frist fur den Widerruf
.frihestens mit Erhalt dieser Belehrung beginnt® § 355 Abs. 1 Satz 2 BGB
a.F. nicht genugte. Die Verwendung des Wortes ,frihestens” lasst fur den
Verbraucher nicht erkennen, wann die Frist beginnt, da dies auch ,friher oder
spater* der Fall sein kann. Auf 8 14 Abs. 1 und Abs. 3 BGB-InfoV konnte sich

die Klagerin nicht berufen, weil die damit verbundene Schutzwirkung dem Un-

“ Urteil vom 01. Mérz 2012 — |1l ZR 213/11 — MDR 2012, 449 f. = NJW 2012, 1504 ff. =
VersR 2012, 619 ff.
s Urteil vom 01. Mérz 2012 — [ll ZR 83/11 — NZG 2012, 427 ff. = BB 2012, 1185 f.
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ternehmen nur dann eroffnet ist, wenn das Muster der Anlage 2 inhaltlich und
aulerlich nicht verandert wird. Im Streitfall wurde jedoch lediglich Uber Rick-
gabepflichten und etwaige Nutzungsersatzanspruche aufgeklart. Damit war die
Musterbelehrung inhaltlich verdndert worden, da die Hinweise hinsichtlich der
Widerrufsfolgen nicht vollstdndig tUbernommen wurden. Diesbeziglich sahen
die Gestaltungshinweise in der Anlage 2 zu § 14 BGB-InfoV namlich nicht vor,
dass der Hinweis auf die Moéglichkeit des Wertersatzes bei bestimmten Ver-
tragsarten entfallen kann, zumal auch im Maklerrecht ein Anspruch auf Werter-

satz nicht ausgeschlossen ist.

b) Nachbarrecht
Rechtsfragen aus dem Bereich des Nachbarrechts werden vom V. Zivilsenat

beantwortet.

aa)

In einem Revisionsverfahren stand der Dauerbrenner des nachbarrechtlichen
Ausgleichsanspruchs analog 8§ 906 Abs. 2 Satz 2 BGB zur Diskussion. In die-
sem Verfahren war mehreren Bruchteilseigentiimern ein Hausgrundstick
jeweils dergestalt zur Nutzung zugewiesen worden, als jeder der MiteigentU-
mer eine einzelne Wohnung nutzen durfte. Die Klager als Nutzer der Erdge-
schoBRwohnung hatten den Beklagten auf Schadensersatz wegen eines Was-
serschadens in Anspruch genommen, nachdem es in der vom Beklagen und
seiner Ehefrau genutzten DachgescholRwohnung zu einem Defekt am Durch-
lauferhitzer gekommen war. Wéhrend das Oberlandesgericht die Klage fur be-
grindet erachtet hatte, hat der V. Zivilsenat der Revision des Beklagten Uber-
wiegend stattgegeben und nur hinsichtlich dessen Verurteilung zur Auskunft

das Rechtsmittel als unzuléssig verworfen. "

Der vom Berufungsgericht analog 8 906 Abs. 2 Satz 2 BGB zuerkannte An-
spruch scheitert zwar nicht bereits an § 308 ZPO und dem Umstand, dass die
Klage nicht ausdricklich auf diese Vorschrift gestitzt worden war. Mit verschul-
densabhangigen Schadensersatzansprichen besteht insoweit zwar eine An-

® Versaumnisurteil vom 10. Februar 2012 — V ZR 137/11 — MDR 2012, 580 f. = NJW
2012, 2343 ff. = NZM 2012, 542 f.
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spruchskonkurrenz; der klagebegrindende Sachvortrag ergab jedoch, dass
vom Klager auch diese Anspruchsgrundlage zum Gegenstand seines Rechts-
schutzbegehrens erhoben worden war. Allerdings war §8 906 Abs. 2 Satz 2
BGB - entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts — im Streitfall nicht
anwendbar, da diese Vorschrift in ihrem unmittelbaren Anwendungsbereich
eine Stbérung verlangt, die von einem anderen Grundstlck herriihrt. Soweit ent-
sprechende Eingriffe nicht von aufRen erfolgen, kommt eine analoge Anwen-
dung dieses Rechtsinstituts nur bei struktureller Vergleichbarkeit und nicht
anders zu befriedigender Schutzbedurftigkeit in Betracht. Im Verhaltnis von
Bruchteilseigentiimern zueinander fehlt es an dieser Vergleichbarkeit. Die Ver-
einbarung einer Nutzungsregelung lasst zwar darauf schlie3en, dass die Bruch-
teilseigentimer die zugewiesene Wohnung als eigene ansehen. Diese Sicht-
weise andert jedoch nichts an der bestehenden rein schuldrechtlichen Bezie-
hung und der Stellung als gemeinschaftliche Eigentimer. Damit besteht Identi-
tat auf der Ebene des Storers und des Gestorten, weshalb ein Konflikt im In-
nenverhaltnis vorliegt; dieser kann einem grenziberschreitenden Eingriff nicht

gleichgestellt werden.

bb)

Ein weiteres Verfahren befasst sich mit dem geplanten Abriss einer im Eigen-
tum des Beklagten stehenden Stitzmauer, dem die angrenzende Klagerin
durch eine Unterlassungsklage begegnen wollte. Der Beklagte hatte dagegen
widerklagend primar die Feststellung begehrt, zu dieser Mal3nahme berechtigt
zu sein. Der BGH hat das die Entscheidung des Landgerichts bestéatigende Be-
rufungsurteil aufgehoben, weil ein Teilurteil nicht ergehen durfte und dem Beru-
fungsgericht materiell-rechtlich eine ,Segelanweisung“ mit auf den Weg ge-

ben.”’

Der Erlass eines auf die Klage bezogenen Teilurteils war nach § 301 ZPO un-
zulassig, weil im Hinblick auf die Widerklage die Gefahr widersprichlicher
Entscheidung bestand und sich diese Gefahr auch durch eine andere Beurtei-

lung im Instanzenzug verwirklichen kann. In der Sache selbst konnte sich eine

" Urteil vom 29. Juni 2012 -V ZR 97/11 — MDR 2012, 1027 f. = NJW-RR 2012, 1160 ff. =
NZM 2012, 735 f., an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt.
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denkbare Duldungspflicht des Beklagten allein aus § 909 BGB ergeben. Dafur
war indes die bisher fehlende Feststellung erforderlich, dass der Beklagte sein
Grundstuck vertieft hatte. Die Entfernung einer Stiutzmauer beschrankte sich
auf ein oberirdisches Geb&udeteil und stand einer Senkung des Bodenni-
veaus mangels einer Regelungslicke nicht gleich. Das nachbarrechtliche
Gemeinschaftsverhaltnis als Auffangtatbestand wurde von der rein faktischen

Stltzungsfunktion der Mauer nicht berihrt.

c) Grundziige des Immobilienrechts
Auch mit dem Immobilienrecht ist der V. Zivilsenat betraut, der sich im Berichts-

zeitraum mit folgenden Rechtsfragen zu befassen hatte:

aa)

In einem Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren, welches mit einer Aufhebung
nach 8 544 Abs. 7 ZPO endete, hatten die Klager den von ihnen bezahlten
Kaufpreis fur ein zweistockiges Einfamilienhaus um 65.000 € gemindert, da das
Objekt — entgegen den Angaben des von den Verkaufern beauftragten Maklers
— nur Uber eine Wohnflache von 131,21 gm anstelle von 160 gm verfiigen soll.
Der BGH hat die die Berufung der Klager zurickweisende Entscheidung des
Oberlandesgerichts als gehorswidrig beanstandet.”®

Die Annahme des Berufungsgerichts, wonach das Klagevorbringen nicht er-
kennen lasse, wie Makler die Wohnflache von Einfamilienhdausern berechnen
wirden, beruht auf einer unzuldssigen, mit Art. 103 Abs. 1 GG nicht zu ver-
einbarenden Beweisantizipation. Wenn — was auch die Vorinstanz nicht ver-
kennt — die Angaben des Maklers im Exposé eine vertragliche Erklarung dar-
stellen, die sich der Veraul3erer zurechnen lassen muss, sind die Angaben zur
Wohnflache gemald 88 133, 157 BGB auslegungsbedurftig. Mangels der Ver-
einbarung eines konkreten Berechnungsmal3stabes muss der Begriff der
Wohnflache dann unter Berlucksichtigung der Verkehrssitte geklart werden.
Das Bestehen einer Verkehrssitte ist aber keine Rechts-, sondern eine Tatfra-
ge, die durch die beantragte Einholung einer amtlichen Auskunft der Architek-

8 Beschluss vom 19. Januar 2012 — V ZR 141/11 — GuT 2012, 156 f. = Grundeigentum
2012, 402 f. = WuM 2012, 164 f.
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tenkammer héatte geklart werden missen. Auf dieser Grundlage ist eine erhebli-
che und nicht nur far die Wertbildung vernachlassigbare Wohnflachenabwei-
chung mdoglich, so dass das Berufungsgericht den angebotenen Beweis hatte
erheben mussen. Hierbei durfte das Oberlandesgericht seine gegenteilige
Rechtsauffassung nicht auf das eingeholte Sachverstandigengutachten stitzen,
da die Ausfihrungen des Gutachters zur Relevanz des Sachwertverfahrens
widerspruchlich waren und nach § 412 Abs. 1 ZPO eine ergdnzende Begutach-
tung erfordert hatten.

bb)

Fragen nach der Wirksamkeit eines Gewahrleistungssauschlusses wegen
erkennbarer Feuchtigkeitsschaden eines im Jahre 1936 errichteten Wohn-
hauses wegen fehlender Abdichtung gegen aufsteigende Nasse behandelt die

folgende Entscheidung.”

Der V. Zivilsenat hat zuerst das Vorliegen eines Sachmangels bejaht, da es
auf den bei Altbauten tblichen Standard nicht ankommt, wenn die Parteien eine
abweichende Vereinbarung getroffen haben oder stillschweigend eine andere
Verwendung vorausgesetzt wurde. Im Streitfall war jedoch die Gbereinstimmend
gewollte Vorstellung vorhanden, dass die Kellerraume auch zu Wohnzwe-
cken geeignet sein sollten, die durch die vorhandene Feuchtigkeit verhindert
wurde. Diesbeziiglich besteht allerdings eine Aufklarungspflicht des Veraulie-
rers, wenn die Mangelerscheinungen dem Kaufer erkennbar sind, aber deren
Spuren keinen tragfahigen Rickschluss auf dessen Art und Umfang gestatten.
Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts liegt jedoch keine Arglist des
Verkaufers vor, wenn sich dieser selbst Gber die Mangelursache im Unklaren ist
und deren nahere Aufklarung nicht betrieben hat. In diesem Fall erfolgen dann
auch keine Angabe ,ins Blaue hinein®, wenn der VerduRRerer selbst nur Mutma-
Bungen Uber die Schadensursache anstellen kann und er mit der Unrichtigkeit

seiner Behauptung nicht rechnet.

7 Urteil vom 16. Méarz 2012 — V ZR 18/11 — MDR 2012, 638 = NJW-RR 2012, 1078 ff. =
NZM 2012, 469 ff.
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cc)

Eine vielbeachtete Entscheidung®® setzt sich mit dem Hausrecht eines Hote-
liers auseinander. In dem vom Beklagten betriebenen Wellnesshotel hatte die
Ehefrau eines hochrangigen NPD-Funktionars fur sich und ihren Gatten einen
Aufenthalt gebucht. Diese Buchung wurde zuerst bestatigt. Nachtraglich wurde
dem Klager jedoch ein Hausverbot erteilt, weil dessen politische Vorstellungen
nicht mit dem Ziel des Hotels, eine entspannte Atmosphare zu bieten, zu ver-

einbaren waren.

Die Revision des Klagers hatte nur insoweit Erfolg, als der Klager die Aufhe-
bung des Hausverbots fur den gebuchten Zeitraum begehrte. Das Hausrecht ist
Ausfluss der grundrechtlichen Eigentumsgarantie (Art. 14 GG) sowie der
durch Art. 2 Abs. 1 GG geschiitzten Privatautonomie des Grundbesitzers/-
eigentimers, das es ihm ermdglicht, nach 8§ 903 BGB frei darlber zu entschel-
den, wem Zutritt gewahrt werden soll. Diese Befugnis tritt jedoch dann zurick,
wenn sich der Eigentimer vertraglich zur Gestattung des Zutritts verpflichtet
hat. Davon hatte sich der Beklagte nur durch eine Kindigung aus wichtigem
Grund l6sen kénnen, wofur jedoch deshalb Anhaltspunkte fehlen, weil der Kla-
ger schon in der Vergangenheit Gast des Hotels war und dabei keine Storun-

gen aufgetreten waren.

Hinsichtlich der Aufhebung des Hausverbots fur die Zukunft war die Klage
jedoch unbegriindet, da insoweit das Hausrecht und die Privatautonomie des
Beklagten keine Durchbrechung erfahren. Eine allgemeine Verkehrseroffnung
liegt im Falle des Betriebs eines Hotels mit Wellnesscharakter nicht vor, weil nur
ein eingeschrankter Besucherkreis angesprochen wird. Hinsichtlich 88 19 Abs.
1, 21 AGG ist bereits fraglich, ob der Aufenthalt in einem Wellnesshotel den
Tatbestand dieser Normen erfullt. Jedenfalls erstreckt sich das Diskriminie-
rungsverbot nicht auf die Benachteiligung wegen politischer Uberzeugun-

gen. Auch Art. 3 Abs. 3 GG half dem Klager nicht, da er nur in seiner Freizeit-

80 Urteil vom 09. Mérz 2012 - V ZR 115/11 — JZ 2012, 686 ff. = MDR 2012, 570 f. = NZM
2012, 397 ff.
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gestaltung beeintrachtigt wird und das schriftlich erteilte Hausverbot nicht 6f-

fentlich gemacht wurde.

5.
Miet- und wohnungseigentumsrechtliche Beziige zum 6ffentlichen Recht

Diese Thematik fallt primar in die Zustandigkeit der Sozial- oder Verwaltungsge-
richt. Rechtsfragen im Zusammenhang mit preisgebundenem Wohnraum wur-

den oben unter Ziffer 1.7 vorgestellt.

6.
Miet- und wohnungseigentumsrechtliche Besonderheiten des Verfahrens-
und Vollstreckungsrechts

Rechtsprobleme im Zusammenhang mit verfahrens- oder vollstreckungsrechtli-
chen Fragen des Miet- und Wohnungseigentumsrechts waren vom Bundesge-
richtshof in folgender Hinsicht zu klaren:

a)

Um den Umfang der gerichtlichen Prufung im Falle einer erfolgreichen An-
horungsriuge rankt sich eine bereits vorgestellte Entscheidung des VIII. Zivil-
senats.®" Der Mieter hatte seine Anhdrungsriige erfolgreich auf einzelne, zur
Aufrechnung gestellte Schadensersatzpositionen gestitzt. Das Landgericht hat-
te im Fortsetzungsverfahren dagegen samtliche wechselseitigen Anspriche
bertcksichtigt und auf dieser Grundlage einen kiindigungsrelevanten Mietrick-

stand von mehr als zwei Monatsmieten ermittelt.

Der VIII. Zivilsenat® hat zwar die Ansicht des Landgerichts, wonach es nicht
nur auf die zu Recht als Ubergangen beanstandeten Rechnungspositionen an-
komme, gebilligt. Nach erfolgreicher Anhdrungsriige wird das Verfahren ge-

maf 8§ 321a Abs. 5 ZPO nur in den Zustand vor der Ausgangsentscheidung

81 Siehe dazu oben Fn. 14.
82 Urteil vom 20. Juni 2012 — VIII ZR 268/11 — Grundeigentum 2012, 1032 f. = MDR 2012,
988 = NJW-RR 2012, 977 f.
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zuruckversetzt. Da die Anhorungsrige kein Rechtsmittel ist, greift auch das
Verbot der reformatio in peius nicht, mit der Folge dass das Gericht sodann
in seiner Entscheidung frei ist. Gleichwohl hatte die Revision des Mieters im
Ergebnis Erfolg, weil das Berufungsgericht die Darlegungslast hinsichtlich des

beanstandeten Hundegebells Gberdehnt hatte.

b)

Einen zivilprozessualen Klassiker behandelt ein Beschluss des XllI. Zivilsenats,
der wegen eines GehdorsverstofRes nach Art. 103 Abs. 1 GG zur Aufhebung
und Zuriickverweisung nach § 544 Abs. 7 ZPO fiihrte.®® Nach gefestigter
Rechtsprechung steht es nach § 398 Abs. 1 ZPO zwar im Ermessen der Zweit-
instanz, ob es erstinstanzlich vernommene Zeugen erneut vernehmen will. Die-
ses Ermessen erstarkt indes zu einer Rechtspflicht, wenn ein Berufungsgericht
protokollierte Aussagen abweichend vom Eingangsgericht verstehen will.
Darin liegt zugleich eine zulassungsrelevante Gehérsverletzung gemaf § 543
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 2 ZPO.

c)

Diese Grundséatze spielten auch in einem weiteren Verfahren eine Rolle, in dem
die beklagten Mieter die Aufrechnung wegen vorgetauschten Eigenbedarfs
geltend gemacht hatten. Anders als das Amtsgericht, welches der Klage statt
gegeben hatte, war das Landgericht zu der Ansicht gelangt, dass nach dem
Ergebnis der mundlichen Verhandlung und der Beweisaufnahme der behaupte-
te Eigenbedarf nie bestanden habe oder doch zumindest vor Ablauf der Kiindi-
gungsfrist entfallen sei. Diese Beweiswirdigung hat der BGH teilweise bean-

standet.®*

Gemald § 286 ZPO durfte das Landgericht zwar von einer Beweisvereitelung
des Klagers ausgehen, da die ohne triftigen Grund erfolgte Weigerung der
nicht beweisbelasteten Partei, einen nur ihr bekannten Zeugen zu benennen,

den Tatrichter zu dieser Beurteilung berechtigt. Die Person des vom Klager ver-

83 Beschluss vom 21. Méarz 2012 — XIl ZR 18/11 — MDR 2012, 601 f. = NJW-RR 2012, 704
= ZfSch 2012, 449 f.

84 Versaumnisurteil vom 13. Juni 2012 — VIII ZR 356/11 — zit. nach juris.
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schwiegenen Lebensgefahrten seiner Nichte war auch entscheidend fur dessen
Vorbringen. Danach sollte der Eigenbedarf erst nach dem Auszug der Beklag-
ten weggefallen sein, weil die Beziehung zwischen der Nichte als neuer Miete-
rin und deren Partner erst anlasslich der anstehenden Renovierungsarbeiten
zerbrochen sein sollte. Allerdings durfte das Berufungsgericht die Aussage des
Zeugen M nicht ohne erneute Vernehmung als widersprichlich beurteilen,

weil das Amtsgericht diesen Zeugen noch als glaubwiirdig angesehen hatte.

d)

Die Grenzen der Rechtskraft eines Urteils, mit dem eine Raumungsklage
wegen einer Eigenbedarfskiindigung abgewiesen wurde, behandelt ein Hin-
weisbeschluss des VIII. Zivilsenats.®

Der Senat hat die Zulassigkeit der neuerlichen Raumungsklage aufgrund einer
wiederholten Eigenbedarfskiindigung bejaht, da es insoweit unschédlich ist,
wenn die Kindigung bereits vor dem letzten Termin zur mundlichen Verhand-
lung im Vorprozess ausgesprochen wurde, da das Mietverhaltnis aufgrund der
geltenden (verlangerten) Kundigungsfristen erst nach diesem Zeitpunkt beendet

wurde.

e)
Erneut waren auch Rechtsprobleme zu lésen, die im Rahmen von Zwangs-

versteigerungs- bzw. Zwangsverwaltungsverfahren aufgeworfen wurden.

aa)

Der VII. Zivilsenat, der auch fiir Rechtsbeschwerdeverfahren zustandig ist, die
allgemeine Vollstreckungsvoraussetzungen betreffen, hatte in zwei Verfahren
zu klaren, ob der Ersteher eines Grundstiicks nach § 727 Abs. 1 ZPO eine
vollstreckbare Ausfertigung des Raumungstitels verlangen kann, den der
Zwangsverwalter in der vorangegangenen und zwischenzeitlich aufgehobenen

Zwangsverwaltung gegen einen Mieter erwirkt hatte.®®

8 Beschluss vom 17. Januar 2012 — VIII ZR 171/11 — Grundeigentum 2012, 479 = WuM
2012, 152.
86 Beschliisse vom 14. Juni 2012 — VII ZB 47/10 — Grundeigentum 2012, 1033 ff. = WM

2012, 1439 ff. sowie — VII ZB 48/10 — MDR 2012, 997 f. = WuM 2012, 457 ff.
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Der Senat verneint diese Mdglichkeit, weil der Ersteher jedenfalls dann nicht
Rechtsnachfolger des Zwangsverwalters wird, wenn die Zwangsverwaltung
schon vorher beendet worden ist. Nach § 152 Abs. 1 ZVG leitet der Zwangs-
verwalter namlich seine Rechtsstellung vom Eigentiimer des beschlagnahmten
Grundstiick ab. Der Ersteher erwirbt das Eigentum mit dem Zuschlag nach § 90
Abs. 1 ZVG dagegen origindr und nicht abgeleitet vom Schuldner, da das Ei-
gentum kraft eines konstitutiven Hoheitsaktes in seiner Person neu entsteht.
Auch aus 8§ 57 ZVG i.V.m. § 566 BGB ergibt sich keine andere Bewertung, well
es auch dem Zwangsverwalter — nach Aufhebung der Zwangsverwaltung — un-
tersagt ist, die Raumung zu betreiben. Letztlich besteht auch kein praktisches
Bedurfnis fur die Anwendung des § 727 Abs. 1 ZPO, weil der Ersteher die

R&umung nach 8§ 93 Abs. 1 ZVG veranlassen kann.

bb)

Ein weiteres Rechtsbeschwerdeverfahren vor dem V. Zivilsenat betraf dagegen
die Hohe der zu beanspruchenden Vergitung, nachdem der Zwangsverwal-
ter — ein Rechtsanwalt — gegen die sdumige Mieterin ein Mahnverfahren einge-
leitet hatte. Die Mieterin hatte daraufhin die offene Miete unmittelbar an die
betreibende Glaubigerin Uberwiesen. Der Senat hat die Rechtsbeschwerde des
Zwangsverwalter, mit der dieser eine Vergitung in Hohe von 4.840,50 € anstel-
le der ihm vom Amtsgericht zuerkannten 809,20 € begehrt hatte, zurlickgewie-

sen.?’

Das Beschwerdegericht hatte die Vergutung zu Recht nach § 18 Abs. 1 Satz 2
ZwWwVwVO bemessen, da die Regelvergitung nach 8§ 18 Abs. 1 Satz 1
ZwVwVO nur verlangt werden kann, wenn Mietzinszahlungen tatsachlich an
den Zwangsverwalter geleistet werden. Insoweit hat der Verordnungsgeber
die Bemessungsgrundlage bewusst an den tatsachlich eingezogenen Mietzin-
sen ausgerichtet, um auch im Interesse der Glaubiger einen Anreiz fur die Bei-
treibung von Aul3enstanden zu schaffen. Reine Vorbereitungshandlungen oder
Zahlungen an den Schuldner bzw. einen Glaubiger kommen jedoch der Masse

8 Beschluss vom 26. April 2012 —V ZB 155/11 — MDR 2012, 938 f. = NJW-RR 2012, 979
f. = ZInsO 2012, 1198 1.
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nicht zugute. Im Ergebnis kommt auch keine weitere Gebuhr nach § 17 Abs.
3 ZwVwVO in Betracht. Entgegen der Ansicht des Beschwerdegerichts kénnen
in einem Festsetzungsverfahren nach 8§ 22 ZwVwVO zwar auch Rechtsan-
waltsgeblhren zuerkannt werden. Im Streitfall hatte ein nicht als Anwalt zuge-
lassener Verwalter aber keinen Rechtsanwalt mit der Einleitung eines Mahnver-

fahrens beauftragt, da es dafir keiner besonderen Rechtskenntnisse bedarf.

cc)

Die Regelung des § 74 b ZVG, die in Abweichung in 8§ 74 a ZVG bereits im ers-
ten Versteigerungstermin Meistgebote unterhalb der 7/10-Marke ermdoglicht,
steht im Mittelpunkt einer in der amtlichen Sammlung verdffentlichen
Grundsatzentscheidung.

Im Grundbuch waren zugunsten der die Zwangsversteigerungen betreibenden
Glaubiger (Beteiligte zu 1 und 3) gleichrangige Grundschulden im Wert von
nominal 342 Mio. € eingetragen; dem standen ein festgesetzter Verkehrswert
von 13,7 Mio. € gegenuber. Der Wert der nach den Versteigerungsbedingungen
bestehenbleibenden Rechte belief sich auf 51.250 €. Die Beteiligte zu 3 war mit
einem Gebot von ca. 6,8 Mio. € im Versteigerungstermin Meistbietende geblie-
ben. Die auf Zuschlagsversagung gerichtete Rechtsbeschwerde der Beteiligten
zu 1 war ohne Erfolg, weil deren auf 8§ 74 a ZVG gestltzter Versagungsantrag
an § 74 b ZVG scheitert®.

Der BGH hat die Voraussetzungen des Befreiungstatbestandes nach § 74 b
ZVG bejaht, da diese Bestimmung auch im Verhdltnis zwischen gleichrangi-
gen Glaubigern zur Anwendung gelangt. Unter Hinzurechnung des Ausfallbe-
trages der Beteiligten zu 3 ergibt sich zudem ein Wert, der die 7/10-Grenze er-
reicht. Der Senat folgt insoweit der Uberwiegend vertretenen Ansicht, die die
maf3gebliche Wertgrenze anhand der Differenz zwischen dem Nominalwert
der Grundschuld und dem auf den Meistbietenden entfallenden Anteil am
bereinigten Erlos errechnet. Der Wortlaut der Vorschrift gibt fir eine ein-
schréankende Auslegung keine Handhabe. Die Gesetzesbegrindung ist im Hin-

8 Beschluss vom 02. Februar 2012 — V ZB 159/11 — BGHZ 192, 279 ff. = MDR 2012, 870
f. =WM 2012, 811 f.

a7


http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=6e6c873a89084039040http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=6e6c873a890840390403843f82bf1c90&nr=59927&pos=0&anz=1

Keller & Dr. Mennemeyer
Rechtsanwélte beim Bundesgerichtshof

blick auf gleichrangige Glaubiger unergiebig. Sinnvoller Weise kann § 74 b ZVG
aber nur fur diese Sachverhaltsgestaltung eine Bedeutung erlangen. Die Be-
stimmung dient auch nicht ausschlief3lich dem Schutz des nicht mitbietenden
Glaubigers, sondern wahrt auch Belange des Schuldners. Der Meistbietende
muss sich dagegen materiell-rechtlich so behandeln lassen, als héatte er ein

Gebot abgegeben, dass die 7/10-Grenze erreicht.

)
Speziell insolvenzrechtliche Fragestellungen im Zusammenhang mit Miet-
verhaltnissen behandelt eine Entscheidung des IX. Zivilsenats, in dessen Zu-

standigkeiten auch das Insolvenzrecht fallt.

In diesem Verfahren war tUber das Vermodgen des Mieters das vereinfachte
Insolvenzverfahren ertffnet worden und der Beklagte zum Treuhander be-
stellt worden. Mit Schreiben vom 18. Oktober 2008 teilte der Beklagte der
Hausverwaltung mit, dass nach der Eroffnung des Insolvenzverfahrens Miet-
zinsanspriche nicht gegen die Masse geltend gemacht werden kénnen. Zwi-
schenzeitlich waren aber die Klager bereits als neue Eigentimer der Mietwoh-
nung in das Grundbuch eingetragen worden. Diese erwirkten sodann gegen
den Schuldner und dessen Ehefrau einen auf RAumung und Herausgabe der
Wohnung sowie auf Zahlung riickstandiger Miete fur die Monate Januar bis Juli
2009 gerichteten Titel. Erst nach Erlass dieses Urteils informierte der Beklagte
auch die Klager Uber das laufende Insolvenzverfahren und die bestehende
Massearmut. Wahrend die Vordergerichte die auf Mietzinszahlung fur die Mo-
nate Januar bis Oktober 2009 gerichtete Klage noch fur begriindet erachtet hat-

ten, hat der BGH weit Giberwiegend gegenteilig geurteilt.®°

Zwar handelt es sich bei den in Rede stehenden Mietzinsanspriichen auch im
vereinfachten Insolvenzverfahren um Masseverbindlichkeiten i.S. der 8§ 108
Abs. 1, 55 Abs. 1 Nr. 2 InsO. Entgegen der Auffassung der Vordergerichte hat
aber bereits die Erklarung des Beklagten gegeniber der Hausverwaltung zu
einer Enthaftung nach 8 109 Abs. 1 Satz 2 InsO gefuhrt. Mit dieser Regelung

89 Urteil vom 23. Februar 2012 — |X ZR 29/11 — NJW 2012, 1881 ff. = NZI 2012, 406 ff. =
ZInsO 2012, 733 ff.
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hat der Gesetzgeber die Mdglichkeit geschaffen, die Masse von Mietzinsver-
bindlichkeiten unter Fortbestand des Mietverhaltnisses zu befreien. Diese Re-
gelung gilt — entgegen einer Mindermeinung — auch im Bereich der Wohn-
raummiete. Unschadlich ist, dass die Erklarung des Beklagten nicht gegentuber
den Klagern als neuen Vermietern abgegeben wurde, da insoweit 88 407 Abs.
1, 412 BGB entsprechend anwendbar sind. Im Hinblick darauf, dass § 566
BGB keinen gesetzlichen Forderungsibergang vorsieht, liegt eine planwidrige
Regelungsliicke vor. Diese ist durch eine analoge Anwendung des § 412 BGB

zu schliefRen.

Karlsruhe, 16. Januar 2012

A, U

(Dr. Siegfried Mennemgygr)
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	Für die Rechtsmaterie der Wohnraummiete ist der VIII. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs zuständig, der sich im Berichtszeitraum erneut mit einer Vielzahl von rechtlichen Fragestellungen konfrontiert sah.

